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Zbigniew Brzezinski

Frieden und Macht
Ein Vorblick auf die siebziger Jahre

Bestandsaufnahme des amerikanisch-sowjetischen Verhältnisses

Macht dient in der Politik nicht nur, sie ver-
führt auch. Im kommenden Jahrzehnt wird die 
Macht der beiden Superstaaten beginnen, sich 
global zu überschneiden; deshalb könnte die 
Konkurrenz zwischen den Vereinigten Staaten 
und der Sowjetunion schärfer und labiler wer-
den, zumal da die Verhältnisse in einigen Ge-
bieten der Erde die Großmächte zur Einmi-
schung geradezu einladen. Es ist möglich, daß 
dann beide Mächte in feindliche Auseinander-
setzungen verwickelt werden, auch wenn sie 
das gar nicht wünschen. Mit der Beendigung 
des Vietnamkrieges braucht keineswegs eine 
neue Ara der Entspannung zwischen Washing-
ton und Moskau zu beginnen; vielmehr kann 
eine kompliziertere Phase der internationalen 
Politik einsetzen, wenn wir nicht jetzt darüber 
nachdenken, wie sich ein neues Gerüst für den 
Frieden in den siebziger Jahren konstruieren 

läßt. Das Wesen und die Implikationen der 
neuen Phase versteht man leichter, wenn man 
die Dinge historisch betrachtet. In der Haltung 
der beiden Mächte zueinander hat sich in den 
letzten Jahren ein auffallender Wandel voll-
zogen. Die Vereinigten Staaten legen jetzt den 
Akzent auf das Motiv des „friedlichen Überein-
kommens"; im großen und ganzen haben sie 
aufgehört, die Sowjetunion als stärkste Bedro-
hung oder Hauptfeind hinzustellen. Hingegen 
scheint die Sowjetunion (besonders seit dem 
Sturz Chruschtschows) gegenüber den Ver-
einigten Staaten eine Haltung einzunehmen, 
die an die Einstellung John Foster Dulles' ge-
genüber Moskau erinnert: moralische Verdam-
mung verbunden mit Betonung der Notwen-
digkeit, Washingtons angeblich ungezügelte 
Ambitionen „einzudämmen".

Die amerikanische Politik des „friedlichen Übereinkommens"

Der Wandel in der offiziellen amerikanischen 
Haltung wurde gegen Ende der Amtszeit Prä-
sident Eisenhowers von J. F. Dulles und Chri-
stian Herter eingeleitet. Zum etablierten Be-
griff der Eindämmung trat das Motiv der Zu-
sammenarbeit. Diesem neuen Element gab die 
Regierung Kennedy hohen Vorrang, besonders 
nach der Kuba-Konfrontation von 1962. Die 
Rede an der American University, die so star-
ken Nachdruck auf die Notwendigkeit eines

„neuen Anfangs" legte, hatte eindeutig den 
Zweck, Moskau von der neuen amerikanischen 
Interpretation des gegenseitigen Verhältnisses 
zu unterrichten. Präsident Johnson verfolgte 
den eingeschlagenen Weg weiter; trotz der 
zunehmenden Verhärtung zwischen Washing-
ton und Moskau im Zusammenhang mit Viet-
nam trat er am 7. Oktober 1966 für eine umfas-
sende Aussöhnung zwischen Ost und West ein. 
Dabei revidierte er einige wesentliche Konzep-
tionen der amerikanischen Politik: Er erklärte, 
daß die Wiedervereinigung Europas der 
Deutschlands vorangehen müsse, und er be-
tonte den Wunsch nach engeren Beziehungen 
sowohl zur Sowjetunion wie zu Osteuropa, 
womit er indirekt von der Taktik abrückte, 



einen Keil zwischen die Osteuropäer und Mos-
kau zu treiben.

Diese amerikanische Kursänderung entsprang 
nicht einfach der naiven Sehnsucht, mit der 
Sowjetunion zu einer Verständigung zu kom-
men. Sie war Ausdruck der zunehmenden 
Sorge, daß man Moskau dazu „erziehen" 
müsse, nukleare Mitverantwortung in einer 
Welt zu übernehmen, deren Vorräte an Kern-
waffen mit immer größerer Vernichtungskraft 
ständig wachsen. So bemühten sich die Ver-
einigten Staaten um eine Verbesserung der la-
bilen Beziehungen zu Moskau auch dann, als 
sich der Krieg in Vietnam verschärfte. Sie üb-
ten weiterhin Zurückhaltung in ihrer Sprache, 
obwohl die antiamerikanischen Beschimpfun-
gen aus Moskau — viele davon gegen den Prä-
sidenten persönlich gerichtet — immer heftiger 
wurden und eine Tonart annahmen, wie man 
sie seit den frühen fünfziger Jahren nicht 
mehr gehört hatte. Sie bestritten weiterhin, 
daß die Sowjetunion den Vietnamkrieg ver-

längern wolle, obschon die sowjetischen Waf-
fenlieferungen in steigendem Maße für die 
Kriegführung im Süden — und nicht nur für 
die Verteidigung des Nordens — bestimmt 
waren. Sie vermieden es, nach dem sowjeti-
schen Einfall in die Tschechoslowakei eine 
antisowjetische Stimmung zu schüren. Sie fuh-
ren fort, in ihren Verteidigungsprogrammen 
sorgfältig Maß zu halten, um keine übermäßi-
gen sowjetischen Besorgnisse zu erregen.

Allgemein kann man wohl sagen, daß der Zer-
fall des stalinistischen Monolithen und der chi-
nesisch-sowjetische Konflikt in Amerika die 
Hoffnung erweckten, es werde nach und nach 
zu bedeutsamen Wandlungen in der sowje-
tischen Sehweise kommen; das Verhalten 
der Vereinigten Staaten war klar darauf be-
rechnet, eine solche Evolution zu fördern. Die 
einstige Furcht — gemildert durch das Gefühl 
nuklearer Sicherheit — wich nun der Hoff-
nung, die nur gelegentlich durch sowjetisches 
Raketenrasseln getrübt wurde.

Zickzackkurs der sowjetischen Einstellung

Während der Wandel in der amerikanischen 
Einstellung zur Sowjetunion durch nahezu ein 
Jahrzehnt einen relativ stetigen Fortgang 
nahm, unterlag die sowjetische Einstellung zu 
den Vereinigten Staaten einem pragmatischer 
orientierten Zickzackkurs. Als wichtigster 
Wendepunkt kann der Sturz Chruschtschows 
im Herbst 1964 gelten. Zwar war Chru-
schtschows Politik in den vorangegangenen 
Jahren bei weitem nicht konsequent gewesen, 
doch schien sie auf jeden Fall dem amerika-
nisch-sowjetischen Verhältnis eine hohe Prio-
rität einzuräumen. Während der kubanischen 
Raketenkrise hatte Chruschtschow mit be-
trächtlichem Risiko gelernt, daß das Ziel, die 
USA als stärkste Weltmacht abzulösen, nicht 
durch Überrumpelung zu erreichen war. 
Augenscheinlich war er gewillt, sich im Ver-
hältnis zu den Vereinigten Staaten mit einer 
längeren Periode des Stillhaltens oder gar der 
Verständigung abzufinden, die mindestens so 
lange dauern sollte, bis die sowjetische Waf-

fenentwicklung die 1962 zutage getretenen 
Mängel überwunden hatte.

Bei der Verfolgung dieses vorrangigen Ziels 
war er sogar bereit, seine Beziehungen zu den 
militanteren kommunistischen Staaten zu 
opfern. Am Vorabend seines Sturzes traf Chru-
schtschow offenbar Vorbereitungen für den 
endgültigen Bruch mit China, und ein paar 
Monate zuvor distanzierte er sich fast unver-
hohlen von den Nordvietnamesen, nachdem 
diese gerade die erste Kostprobe der amerika-
nischen Luftangriffe bekommen hatten.

Die neuen Sowjetführer traten die Macht mit 
einer ganz anderen Prioritätenliste an, wie ihre 
Reden und Handlungen erkennen ließen. Zwar 
waren sie daran interessiert, die amerikanisch-
sowjetischen Beziehungen von Störungen frei-
zuhalten (und sie gaben sich große Mühe, dies 
Washington klarzumachen); doch ihre eigent-
liche Sorge galt anderen Dingen: der Wieder-
herstellung der internationalen kommunisti-



sehen Einheit und der Festigung der Autorität 
der herrschenden kommunistischen Bürokratie 
im eigenen Lande. Selbst Bürokraten mittleren 
Alters aus der Stalinschen Schule (die meisten 
von ihnen hatten ihre Karriere in den schmerz-
lichen Tagen der „Großen Säuberung" begon-
nen), waren sie geneigt, die Beziehungen zu 
den radikaleren Parteien Nordvietnams und 
Nordkoreas zu pflegen; sie hatten keine Lust, 
die Chinesen zum endgültigen Bruch zu trei-
ben, und sie betrachteten die Restauration 
einer gewissen ideologischen Einheit als un-
mittelbar förderlich für die politische Stabilität 
bei sich zu Hause.

Aus dieser Rangordnung der Ziele und dem 
tatsächlichen Ablauf der Ereignisse kristalli-
sierte sich im Laufe der nächsten zwei Jahre 
die neue sowjetische Haltung gegenüber Wa-
shington heraus. Wie bisher beruhte sie auf 
der intelligenten Einsicht, daß die Sowjetunion 
ein Interesse daran hat, ein sachliches Verhält-
nis zu den Vereinigten Staaten aufrechtzuer-
halten. Es ist beachtenswert, daß in dieser Zeit 
trotz des Vietnamkrieges mehr amerikanisch-
sowjetische Abkommen erfolgreich ausgehan-
delt wurden als im vorangegangenen Jahr-
zehnt. Jedoch handelte es sich dabei haupt-
sächlich um Verträge zur Förderung spezifi-
scher bilateraler Interessen oder gemeinsamer 
negativer Interessen (Beispiel: der Atomsperr-
vertrag); zu einer umfassenden Verständigung 
über die eigentlichen Streitfragen — das Wett-
rüsten, Berlin usw. — kam es nicht. In der 
Überzeugung, daß die Vereinigten Staaten sich 
aus Vietnam zurückziehen wollten, strebten 
die neuen Sowjetführer gleichzeitig energisch 
nach Herstellung einer sowjetischen Präsenz 
in Hanoi. Offensichtlich hofften sie, an einer 
Regelung mitwirken zu können, die den ame-
rikanischen Rückschlag sozusagen aktenkun-
dig machte; damit würde sich Moskau ein „re-
volutionäres Verdienst" erwerben, ohne sein 
Verhältnis zu Washington aufs Spiel zu set-
zen. Moskau gedachte, „seinen Kuchen aufzu-
essen und doch zu behalten", so wie Washing-
ton „die Beziehungen zu Moskau verbessern" 
wollte, während es einen kommunistischen 
Staat bombardierte.

Im Kreml reifte auch die Überzeugung heran, 
daß die Vereinigten Staaten unter Präsident 
Johnson, gestützt auf die neuerworbene Kapa-
zität zur Beförderung von Truppen auf dem 
Luft- und Seeweg über weite Entfernungen, 
eine zunehmend aggressive Politik betrieben. 
Die neuen Sowjetführer waren demgemäß ge-
neigt, Initiativen wie Präsident Johnsons Rede 
vom 7. Oktober 1966 als Täuschungsmanöver 
zur Bemäntelung einer militanteren antikom-
munistischen Politik abzutun. Das war die offi-
zielle Interpretation, auf die sich auch Moskaus 
osteuropäische Verbündete festlegten, von de-
nen einige versucht gewesen waren, positiver 
auf das amerikanische Plädoyer für eine Ost-
West-Aussöhnung zu reagieren.

Wie es scheint, kamen 1967 die Sowjetführer 
(und mit ihnen damals auch viele Führer ande-
rer kommunistischer Parteien) zu dem Schluß, 
daß sich die kommunistischen Kräfte einer 
neuen imperialistischen Offensive unter Füh-
rung der Vereinigten Staaten gegenübersähen. 
Die Sowjetführer — so Breschnew bei der Fünf-
zigjahrfeier der Oktoberrevolution und Sus-
low auf der internationalen kommunistischen 
Tagung in Budapest im März 1968 — erklärten, 
Ereignisse wie die Ermordung Lumumbas, der 
Sturz Goularts, die Entmachtung Sukarnos, die 
Intervention in der Dominikanischen Republik, 
der Staatsstreich in Griechenland, ja sogar der 
israelische Überraschungsangriff auf Ägypten 
seien samt und sonders Teile einer geplanten, 
von den USA inszenierten politischen Offen-
sive. Symptomatischerweise äußerte Tito nach 
Gesprächen mit Moskau die gleichen Auffas-
sungen. Auch das theoretische Organ der Kom-
munistischen Partei Italiens, Rinascita (4. Au-
gust 1967), entwickelte systematisch solche 
Ideen:

„Die Politik des Status quo und die Versuche, 
die Welt zwischen den beiden Supermächten 
in Einflußzonen aufzuteilen, ersetzt der ameri-
kanische Imperialismus nach und nach durch 
eine durchgesehene und verbesserte Neuauf-
lage der alten Politik des roll back. Im Rahmen 
der nuklearen Koexistenz mit der UdSSR (ver-
ursacht durch iorce majeure) unternimmt er 



eine Reihe von Interventionen (wirtschaftliche, 
politische, militärische) mit dem Ziel, das 
Kräfteverhältnis in der Welt zu ändern: er 
setzt reaktionäre Regimes ein oder gewährt 
ihnen Unterstützung, und er liquidiert die pro-
gressiven Kräfte und Bewegungen in einzelnen 
Ländern."

Die sowjetische Besorgnis erhielt weitere Nah-
rung durch die Einsicht, daß eine effektive 
„Eindämmung" der USA nicht möglich war, 
wenn man sich allein auf die apokalyptische 
Macht der sowjetischen Kernwaffen verließ. 
Die Sowjetführer erkannten, daß die Vereinig-

ten Staaten nach Entwicklung einer über 
weite Distanz einsatzbereiten konventionellen 
Kampfstärke aufgehört hatten, eine apokalyp-
tische Nuklearmacht zu sein und eine globale 
Macht geworden waren. Chruschtschows Dro-
hungen mit Raketen (ähnlich wie Dulles' „mas-
sive Vergeltung") waren zu fürchterlich, um in 
Situationen, die mäßigen, aber wirksamen mi-
litärischen Druck erforderten, glaubwürdig zu 
sein. Feindseligkeit, Frustration und Besorgnis 
gingen somit als wichtige Ingredienzen in die 
neue Analyse ein, und sie verstärkten ideolo-
gische Vorurteile, welche die weltpolitische 
Gesamtperspektive der Sowjets prägten.

Sowjetische Reaktionen auf die Probleme in einzelnen Regionen

Diese Erwägungen bildeten den allgemeinen 
Rahmen, innerhalb dessen die Sowjetführer 
auf spezifische Probleme reagierten. Im Hin-
blick auf China zum Beispiel zeigten sich die 
neuen Sowjetführer besonders besorgt über 
die Möglichkeit eines amerikanisch-chinesi-
schen Zusammenspiels. Daß sich Russen we-
gen solch einer „neuen Einkreisung" beunru-
higen, ist historisch verständlich; aber die 
neuen Sowjetführer waren mehr als Chru-
schtschow disponiert, eine amerikanisch-chine-
sische Zusammenarbeit zu fürchten, gerade 
weil sie weniger zum Bruch mit China neigten 
und weniger an einer Verbesserung der sowje-
tisch-amerikanischen Beziehungen interessiert 
waren. In den letzten drei Jahren haben so-
wjetische Diplomaten in den Vereinigten Staa-
ten mehrfach sondiert, ob man in offiziellen 
Kreisen ernsthaft an eine derartige Zusammen-
arbeit denke. In dieser Hinsicht müssen meh-
rere Erklärungen von sehr hoher amerikani-
scher Stelle, die bemüht schienen, China auf 
das unmißverständlichste als „Friedensbedro-
hung Nummer Eins" hinzustellen, beruhigend 
gewirkt haben. Diese Erklärungen machten 
auch den Sowjetführern Mut, in ihrem Ver-
hältnis zu Peking Geduld zu üben — in der 
Hoffnung, die Dinge würden sich nach Maos 
Tod wieder ins Geleise bringen lassen.

Im Laufe der Zeit wurde der Vietnamkrieg zum 
Zentralproblem der sowjetisch-amerikanischen 
Beziehungen. Anfangs befürchtete die Sowjet-
union, die Vereinigten Staaten könnten den 
Krieg zu schnell eskalieren und dadurch ernste 
Schwierigkeiten für Moskau schaffen. Die USA 
taten das nicht, und zweifellos wurde der 
Kreml durch das sehr gemäßigte Tempo der 
amerikanischen Eskalation beruhigt (das auch 
die Nordvietnamesen allmählich an die Folgen 
gewöhnte). Derart beruhigt und gleichzeitig 
darauf bedacht, die Beziehungen zu den radi-
kaleren Parteien zu verbessern, steigerte die 
Sowjetunion schrittweise ihren eigenen Ein-
satz und wurde mit der Zeit der Hauptversor-
ger für die eigentliche Kriegführung im 
Süden Vietnams.

Je höher die Sowjetunion die internationalen 
Implikationen des Krieges einschätzte, desto 
mehr beteiligte sie sich. Die ursprüngliche Be-
sorgnis des Kremls — vielleicht war es sogar 
Ambivalenz — wich allmählich der Einsicht in 
die relativen politischen Vorteile des Krieges 
für die Sowjetunion und seine politischen 
Nachteile für die Vereinigten Staaten. Etwa 
1967 müssen die Sowjetführer zu der Erkennt-
nis gekommen sein, daß der Krieg für die 
Freundschaft zwischen den USA und West-
europa eine Belastung darstellte; daß er jeden



Fortschritt in der Politik der „friedlichen Ver-
ständigung" an der Ost-West-Front paraly-
sierte und es der Sowjetunion erleichterte, ihre 
Position in Osteuropa aufrechtzuerhalten; daß 
er die innenpolitischen und finanziellen Span-
nungen in den Vereinigten Staaten verschärf-
te; daß er jährlich ungefähr den Betrag ver-
schlang, um den der Zuwachs des amerikani-
schen Bruttosozialprodukts die entsprechende 
sowjetische Größe überstieg; und daß er die 
Feindseligkeit Chinas von der Sowjetunion 
ablenkte.

Natürlich war den Sowjetführern zweifellos 
klar, daß der Krieg auch für sie einige Belastun-
gen mit sich brachte. Es war ein peinlicher An-
blick, wie ein kommunistischer Staat Tag für 
Tag bombardiert wurde, ohne daß die Sowjet-
union wirksam einschritt. Das amerikanische 
Militär erwarb sich die nötigen Erfahrungen 
und konnte sein Gerät erproben. Der Krieg 
brachte der Sowjetunion wirtschaftliche Einbu-
ßen und beeinträchtigte sicherlich die Chancen 
für einen verstärkten Ost-West-Handel. Aber 
alles in allem war, wenn eine direkte amerika-
nische Niederlage nicht zu erreichen war, die 
Fortführung des Krieges einem Sieg der USA 
vorzuziehen. Man kann wohl mit Sicherheit 
annehmen, daß die Sowjetführer als Realisten 
wußten, daß eine wirkliche Kompromißlösung 
ebenso wenig praktikabel war wie in Spanien 
1938, daß sie vielmehr im gegenwärtigen Zeit-
punkt nur eine sehr durchsichtige Verschleie-
rung für den Sieg der einen und die Nieder-
lage der anderen Seite sein konnte.

Die sowjetische Strategie war daher in erster 
Linie darauf gerichtet, die Risiken des Krieges 
zu begrenzen und gleichzeitig seine Fortfüh-
rung politisch auszubeuten. Die einzigen 
Staatsmänner, die bisher auf diesen Punkt hin-
gewiesen haben, waren U Thant in seiner Er-
klärung vom Februar 1968 und Lord Avon in 
seiner Cornell-Rede im März 1968. Natürlich 
könnte der Kreml Hanoi nicht davon abhalten, 
sich für den Friedensschluß zu entscheiden, 
und er würde sicherlich gern als diplomatischer 
Vermittler einer für Hanoi günstigen Lösung 
dienen. Aber von dieser Möglichkeit abgese-

hen, war die Sowjetdiplomatie in den zwei 
letzten Jahren vor allem damit beschäftigt, die 
Gefahren des Krieges einzudämmen und ihn 
zugleich politisch gegen die Vereinigten Staa-
ten auszunutzen. (Hin und wieder zeigte die 
Sowjetunion vorübergehend Interesse an der 
Förderung von Verhandlungen; aber das ge-
schah bezeichnenderweise immer dann, wenn 
eine weitere amerikanische Eskalation erwar-
tet wurde.) Diese Überlegungen sollten uns 
davon abhalten, der sowjetischen Rolle in den 
von Präsident Johnson Ende März 1968 ein-
geleiteten Friedensverhandlungen mit allzu-
viel Optimismus entgegenzusehen.

Die offizielle Einstellung der Vereinigten Staa-
ten erleichterte es der Sowjetunion, in dieser 
Haltung zu verharren. Einerseits bezeichneten 
amerikanische Sprecher Vietnam als „globale 
Feuerprobe" — womit gesagt wurde, daß auch 
sowjetische Interessen berührt seien —, ande-
rerseits sprachen sie die Sowjetunion von der 
Verantwortung für die Fortführung des Krie-
ges frei und beruhigten sie hinsichtlich der 
damit verbundenen Risiken. Die Folge war, 
daß die Sowjetunion allmählich immer mehr in 
die Auseinandersetzungen verstrickt wurde, 
ohne jedoch innehalten und abwägen zu müs-
sen, ob ein rein regionales Problem zu einer 
direkten amerikanisch-sowjetischen Konfron-
tation führen könnte.

Das Verhalten der Sowjets in anderen Teilen 
der Welt läßt einen großen Entwurf vermis-
sen (sehr im Gegensatz zur Chruschtschow-
Ara), doch sind sie immer schnell bei der Hand, 
besondere Gelegenheiten auszunutzen. So 
scheint die Frage der sowjetischen Politik in 
Europa in der Schwebe zu sein. Die Sowjet-
führer haben sich offenbar noch nicht entschie-
den, ob sie ihre altgewohnte Feindschaft gegen 
Bonn aufgeben und versuchen sollen, aus der 
zunehmenden Frustration der Westdeutschen 
Kapital zu schlagen. Eine Politik der Verstän-
digung könnte einige schwere Risiken für die 
sowjetische Position in Osteuropa in sich ber-
gen. Es scheint, daß eine Mehrheit in der so-
wjetischen Führung für eine konservative Hal-
tung eintrat; sie wies auf „wachsenden deut-



sehen Einfluß" in Rumänien und der Tsche-
choslowakei hin und warnte vor den ernsten 
Rückwirkungen, die eine Kehrtwendung im 
Verhältnis zu Bonn in Warschau und Ost-Ber-
lin haben könnte. Die Ambivalenz und der 
Konservatismus der Sowjets fanden ihren klas-
sischen Ausdruck im Fall Tschechoslowakei. 
Die Furcht vor der Demokratisierung trieb die 
Sowjets zum Handeln — doch ihre militäri-
sche Operation war von keiner klaren politi-
schen Konzeption getragen.

Die gegenwärtige sowjetische Politik gegen-
über Lateinamerika ähnelt auffallend der ame-
rikanischen Politik gegenüber Osteuropa: hier 
muß man kurztreten und sanft reden, hier darf 
man nicht mit dem großen Knüppel, sondern 
nur mit Geschenken kommen. Ungarn 1956 und 
die Dominikanische Republik 1965 bekräftigten 
für jede der beiden Großmächte erneut das 
Prinzip des „geographischen Fatalismus": all-
zu weitgehende Veränderungen in einem un-
mittelbar an eine Großmacht angrenzenden 
Gebiet lösen eine überwältigende Reaktion 
aus. Man darf daher in solchen Gebieten keine 
Revolution schüren wollen, sondern muß die 
etablierten Eliten umwerben, auf allmählichen 
Wandel bauen und engere wirtschaftliche und 
kulturelle Verbindungen mit den herrschenden 
Kreisen entwickeln. Dadurch, daß die Sowjets 
eine solche Politik betrieben, kühlten sich ihre 
Beziehungen zu Fidel Castro merklich ab; und 
ähnlich trug Kennedys Ostpolitik zu einer Ab-
kühlung seiner Beziehungen zu Konrad 
Adenauer bei.

Die Nahost-Ereignisse im Juni 1967 stellten 
für die Sowjetunion zunächst einen schweren 
Rückschlag dar; aber die Sowjetführer konn-
ten die Zweideutigkeit der amerikanischen und 
israelischen Erklärungen hinsichtlich einer 
künftigen Friedensregelung ausnutzen und 
ihre Verbindungen mit den herrschenden Re-
gierungen aufrechterhalten. Das erlaubte es 
Moskau, sowohl das traditionelle russische In-
teresse an der Herstellung einer direkten Prä-
senz im Mittelmeer als auch das kommunisti-
sche Interesse an der Radikalisierung der ara-
bischen Eliten und Massen zu fördern. Man 

kann sich ausrechnen, daß die grundlegende 
sowjetische Taktik abzielt auf die Verhinde-
rung sowohl eines neuen Krieges, der nur mit 
einer weiteren arabischen Niederlage enden 
könnte, wie auch einer wirklichen Regelung, 
die zweifellos die aktive diplomatische Teil-
nahme der Vereinigten Staaten verlangen 
würde.

Das übrige Afrika und auch Asien — mit der 
wichtigen Ausnahme Indiens — scheint die ge-
genwärtigen Sowjetführer weniger zu inter-
essieren als seinerzeit Chruschtschow. An die 
Stelle seiner Politik einer undifferenzierten 
politisch-ökonomischen Offensive ist ein mehr 
selektives Verfahren getreten; die sowjeti-
schen Mittel werden auf einige wenige Ziele 
konzentriert. Anscheinend ist man zu dem 
Schluß gelangt, daß ein längerer Evolutions-
prozeß nötig sein wird, ehe die meisten neuen 
Staaten „ideologisch reif für den Sozialismus" 
sind. Die verfehlte revolutionäre Zuckung des 
indonesischen Kommunismus muß in Moskau 
gründlich untersucht worden sein. Zwar wer-
den die militärischen Hilfsprogramme noch 
weiter ausgebaut und ermöglichen es der So-
wjetunion, Konflikte wie den in Nigeria aus-
zubeuten, aber im großen und ganzen gewinnt 
man den Eindruck, daß das Interesse an der 
Dritten Welt und die in sie gesetzten Erwar-
tungen nachgelassen haben.

Die einzige Ausnahme bildet Indien. Das Inter-
esse der Sowjetunion an der Stabilität Indiens 
ist höchstwahrscheinlich eine Funktion der so-
wjetisch-chinesischen Beziehungen. Demgemäß 
hat die sowjetische Hilfe zugenommen, und 
Indien ist wohl das einzige größere Gebiet in 
der Welt, wo die Vereinigten Staaten und die 
Sowjetunion tatsächlich stillschweigend zu-
sammenarbeiten, um die politische Stabilität 
und die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern.

Schließlich — und damit wollen wir diese 
kurze Übersicht über die Haltung der Sowjets 
im Zusammenhang mit ihrer Einschätzung der 
amerikanisch-sowjetischen Beziehungen been-
den — haben die Sowjetführer zum erstenmal 
seit Jahren wieder einen größeren Versuch un-
ternommen, so etwas wie eine kommunistische 



Einheit auf „antiimperialistischer" Grundlage 
zu schmieden. Der letzte derartige Versuch 
wurde 1957 gemacht. Die internationale kom-
munistische Konferenz von 1960 war ambiva-
lenter und wurde von dem chinesisch-sowjeti-
schen Streit beherrscht. Auf der Budapester 
Tagung Anfang 1968 waren vor allem antiame-

rikanische Töne zu hören, und wenn auch die 
neue „antiimperialistische" Front vorerst noch 
mehr verbal als real ist, so wäre es doch ein 
Irrtum, sie als bloße Übung in Semantik abzu-
tun. In größerem Rahmen gesehen, ist sie ein 
weiteres Symptom für die gegenwärtige so-
wjetische Stimmung.

Die politischen Veränderungen gehen einher 
mit einer allmählichen Verlagerung im strate-
gischen Kräfteverhältnis zwischen den USA 
und der Sowjetunion. Vor sechs Jahren, das 
heißt während der kubanischen Raketenkrise 
von 1962, besaß die Sowjetunion bereits die 
Fähigkeit zu einem Vergeltungsschlag (second 
strike capacity), der den USA einen Verlust 
von mehreren Dutzend Millionen Menschen-
leben zufügen konnte — allerdings um den 
Preis ihrer eigenen nationalen Existenz. Heute 
sind die Vereinigten Staaten zwar immer noch 
in der Lage, die nationale Auslöschung der 
Sowjetunion herbeizuführen, aber die Sowjet-
union kann hundert Millionen Amerikaner 
vernichten. Die Parität des Nichtüberleben-
Könnens ist also fast schon vorhanden, und 
da sich das Niveau der sowjetischen Raketen-
rüstung dem der amerikanischen nähert, wird 
sie bald erreicht werden.

Das ist eine bedeutende Veränderung. Es ist 
falsch zu argumentieren, auch ein potentieller 
Verlust von zwanzig oder dreißig Millionen 
amerikanischer Menschenleben wäre schon vor 
sechs Jahren unannehmbar gewesen. Natürlich 
war er das vom amerikanischen Standpunkt 
aus und gewiß auch unter moralischen Aspek-
ten. Wenn man aber die amerikanisch-sowjeti-
sche Konfrontation von Moskau aus betrachtet, 
so gewinnt die damalige Asymmetrie entschei-
dende politische Bedeutung; sie verlieh ame-
rikanischen Drohungen eine gewisse Glaub-
würdigkeit und zwang die Sowjets, sich beim 
Bluffen Zurückhaltung aufzuerlegen. Die So-
wjetführer wußten, daß die Sowjetunion für 
eine Fehlkalkulation einen qualitativ höheren 
Preis würde entrichten müssen als die Ver-

Militärische Veränderungen

einigten Staaten. Die Vereinigten Staaten wä-
ren sicherlich aufs höchste beunruhigt, falls 
sich die Situation umkehrte.

Das Gleichziehen der Sowjetunion mit den 
Vereinigten Staaten auf dem Gebiet der Inter-
kontinentalraketen, die Einführung des FOBS 
(Fractional Orbit Bombardment System), die 
Möglichkeit, daß einige sowjetische Weltraum-
versuche der jüngsten Zeit die Entwicklung 
eines MOBS (Multiple Orbit Bombardment Sy-
stem) zum Ziele haben, das sowjetische Inter-
esse an Antiraketen-Raketen und Zivilvertei-
digung, auf amerikanischer Seite die erwartete 
rasche Entwicklung von MIRVs (Multiple-Indi-
vidually-Targeted-Re-entry Vehicles), die In-
dienststellung einiger Antiraketen-Raketen, 
vielleicht die Entwicklung der Spektrum-
Bombe — all das wird beitragen zu einer zu-
nehmend komplexen Situation, die sich mit 
klaren Berechnungen und psychologischem 
Selbstvertrauen schlecht verträgt. Ob dieser 
Zustand zu größerer beiderseitiger Zurückhal-
tung führen wird oder vielmehr zu ausgiebige-
rem Manövrieren und Bluffen, läßt sich nicht 
sicher voraussagen; aber es mag wohl Grund 
zum Pessimismus vorhanden sein.

Das neue amerikanisch-sowjetische Verhältnis, 
wie es sich abzeichnet, birgt potentiell eine 
verhängnisvolle Unvereinbarkeit zwischen 
dem entstehenden Gleichgewicht der Kräfte 
und der Struktur des internationalen Systems. 
In den letzten zwanzig Jahren bestand schlecht 
und recht Harmonie. Es gab zwei ziemlich ho-
mogene Blöcke, der eine geführt von einer 
stärkeren Nuklearmacht, die im wesentlichen 
für Erhaltung des Status quo war, der andere 
geführt von einer schwächeren Nuklearmacht, 



die gegen den Status quo war; die übrige Welt 
verhielt sich im großen und ganzen ruhig. Jetzt 
beginnen die beiden Blöcke sich aufzulösen; 
im Laufe des nächsten Jahrzehnts wird die 
schwächere und im wesentlichen apokalypti-

sche Nuklearmacht in militärischer (wenn auch 
noch nicht in anderer) Hinsicht ebenfalls eine 
globale Macht werden; und die Dritte Welt 
droht in internationale Anarchie und sporadi-
sche Gewalttätigkeit auseinanderzufallen.

Gefahren des Zustandes der „symmetrischen Abschreckung"

Bis jetzt wurde der Friede durch asymmetri-
sche Abschreckung gesichert. Die amerikani-
sche Selbstbeschränkung und einseitige Ab-
schreckung („wir können euch unter allen Um-
ständen mehr Schaden antun als ihr uns") 
wirkten zusammen mit dem sowjetischen 
Selbsterhaltungsinstinkt und den absichtlich 
zweideutigen, ja übertriebenen Angaben Mos-
kaus über seine eigene Macht. Dieses System 
funktionierte zwanzig Jahre lang. Jetzt wird 
es abgelöst von einem neuen Zustand symme-
trischer Abschreckung! Selbsterhaltungsin-
stinkt und Rationalität der Amerikaner („wir 
können euch antun, was ihr uns antun könnt") 
wirken zusammen mit Selbsterhaltungsinstinkt 
und Rationalität der Sowjets. Vielleicht genügt 
auch das, um Zurückhaltung aufzunötigen; 
aber Tatsache ist, daß bisher die Abschreckung 
nicht gleichgewichtig war und daß die Ver-
einigten Staaten noch nie einer Krise ausge-
setzt waren, in der sich die Sowjetunion in 
einer Situation der Parität befand.

In der Vergangenheit wurde oft davor ge-
warnt, sich allzusehr mit dem angeblich bösen 
Chrarakter der sowjetischen Absichten herum-
zuquälen; man solle in erster Linie die sowje-
tischen Möglichkeiten ins Augen fassen. Heute 
besteht die Tendenz, sich mehr auf den angeb-
lich friedlichen Charakter der sowjetischen 
Absichten zu verlassen und die Bedeutung der 
gewachsenen sowjetischen Möglichkeiten zu 
verkleinern. Aber ganz ungeachtet der Motive 
ist es ein Unterschied, ob die Möglichkeiten 
größer oder geringer sind. Wir wissen nicht, 
wie die Sowjetführer rückblickend die Kuba-
Raketenkrise interpretieren; aber könnten sie 
nicht jetzt Spekulationen darüber anstellen, 
daß die amerikanische Führung bei Vorhan-
densein einer symmetrischen Abschreckung 

anders gehandelt hätte? Wenn man die Berich-
te nachliest, könnte man sich das sehr wohl 
fragen. Und könnte man nicht spekulieren, daß 
die Sowjets in diesem Fall anders auf die nu-
kleare Drohung der USA reagiert hätten? 
Während der Kubakrise behaupteten die Ver-
einigten Staaten ihre Interessen nicht nur in 
Kuba, sondern auch in Berlin — wo sie tak-
tisch unterlegen waren, sich aber durch ihre 
nukleare Überlegenheit schützten. In einer Si-
tuation der Parität hätten die Sowjets durch-
aus mit einer Gegenblockade Berlins antwor-
ten können.

Da wir noch keine Krise in einer Situation der 
Parität erlebt haben, waren wir noch nicht ge-
zwungen, ernsthaft darüber nachzudenken, 
was nach der Abschreckung kommt. Unterbe-
wußt haben wir uns gesagt: Die Abschreckung 
wird funktionieren, weil sie funktionieren 
muß. Aber dieser Grenzen setzende Imperativ 
wirkte sich stärker auf das schwächere Glied 
in der nuklearen Gleichung aus. Daher kann 
es sein, daß die Abschreckung in Zukunft nicht 
mehr so gut funktionieren wird. Damit soll 
kein umfassender Atomkrieg vorausgesagt 
werden; es wird nur festgestellt, daß die sym-
metrische Abschreckung möglicherweise weni-
ger geeignet zur Verhütung von Kriegen ist 
— wozu dann noch die Unstabilität der Drit-
ten Welt kommt.

Man kann argumentieren, die neue Situation 
werde sich positiv auswirken, indem sie in 
Washington und Moskau ein Gefühl der 
Schicksalsgemeinschaft erzeuge. Sie könne die 
Befürchtungen des Schwächeren und die Selbst-
sicherheit des Stärkeren verringern. In gewis-
sem Mäße ist dies bereits eingetreten. Das Ar-



gument wäre jedoch beruhigender, wenn sich 
die beiden Mächte in jeder anderen Hinsicht 
— Haltung, Ambitionen, Interessen — wirk-

lich glichen und wenn der internationale Kon-
text und das Wettrüsten beide relativ stabil 
wären.

Die globale Überschneidung der beiden Militärmächte 
und ihre möglichen Folgen

Noch ein weiterer unwägbarer Faktor ist zu 
berücksichtigen. Die siebziger Jahre werden 
zum erstenmal in der Geschichte zwei einander 
überschneidende globale Militärmächte sehen. 
Amerikanische und sowjetische Interkontinen-
talwaffen, vielleicht Weltraumwaffen, aber 
auch mit Schiffen und Flugzeugen beförderte 
Interventionsstreitkräfte werden gegenseitig 
ihre Wege kreuzen, Seite an Seite dahinziehen 
und miteinander in engste Berührung kommen. 
Man braucht der Sowjetunion keine aggressi-
ven Pläne und den Vereinigten Staaten keine 
ausschließlich friedlichen Absichten zuzu-
schreiben, um die Frage zu stellen, ob der 
Weltfriede gewahrt werden kann, wenn zwei 
einander überschneidende globale Militär-
mächte in einer dynamischen, unstabilen Drit-
ten Welt globale Ziele verfolgen, die mitein-
ander nicht verträglich sind. Frühere imperiale 
Systeme waren territorial begrenzt; überlap-
pende, fließende (oder mobile) imperiale Macht 
ist etwas Neues. Das gegenwärtige internatio-
nale System scheint schlecht gerüstet für die 
Aufgabe, sie einzudämmen.

In den nächsten Jahren freilich wird es zwi-
schen den beiden Mächten noch große Unter-
schiede geben hinsichtlich ihrer Fähigkeit, 
Truppen auf dem Luft- und Seeweg über weite 
Entfernungen zu befördern. Aber auch hier 
scheint die Sowjetunion entschlossen zu sein, 
ihre derzeitigen Schwächen zu überwinden. 
Die Truppentransportflugzeuge vom Typ Anto-
now-22, die drei im Bau befindlichen Hub-
schrauberträger und die Verstärkung der so-
wjetischen Marineinfanterie — all das zeigt 
deutlich, wohin die sowjetische Militärplanung 
zielt und welche Rolle die Sowjetunion in der 
Welt zu spielen gedenkt.
Es ist unwahrscheinlich, daß Veränderungen 
im internationalen Klima an dem Bild etwas 

ändern werden. Mit ziemlicher Sicherheit kann 
man sagen, daß die Ausdehnung der sowjeti-
schen Militärmacht ihre eigene Dynamik hat; 
offensichtlich sind ihr technische und fiskali-
sche Grenzen gesetzt, aber internationalen at-
mosphärischen Schwankungen ist sie nicht un-
terworfen. Die gelegentlichen Perioden der 
Entspannung haben die sowjetische Militär-
entwicklung nicht verlangsamt; es scheint so-
gar, daß einige Entscheidungen, von denen 
man vielleicht sagen könnte, daß sie „aggres-
sive" oder „destabilisierende" Konsequenzen 
haben (zum Beispiel die über das sowjetische 
Raketenabwehrprogramm), in Perioden der 
Entspannung getroffen wurden. Hinzu kommt, 
daß die sowjetischen Führer unter dem tradi-
tionellen Antrieb der Außenpolitik natürlich 
entschlossen sind, die Vereinigten Staaten in 
ihrer militärischen Entwicklung und Entfaltung 
einzuholen und möglichst zu überholen.

Je größer die Fähigkeit ist, sich an den Un-
ruheherden der Welt einzumischen, desto grö-
ßer wird höchstwahrscheinlich auch die Ver-
suchung sein, es zu tun. Die die Sowjetunion 
nicht direkt in den Vietnamkonflikt eingriff, 
wurde ihr allgemein verziehen, weil selbst mi-
litante Kommunisten wußten, daß sie es nicht 
konnte. Es wäre für die Sowjetunion viel 
schwieriger gewesen, nicht die Gefangene ihrer 
eigenen Macht zu werden, wenn sie nachweis-
lich die Mittel für eine Intervention über weite 
Entfernungen besäße. Mithin gibt es a priori 
keinen Grund, der die Möglichkeit ausschlösse, 
daß in zehn Jahren sowjetische Marineinfan-
teristen in Nigeria oder Ceylon an Land ge-
hen. Je mehr die sowjetische Kapazität wächst, 
Truppen auf dem Luft- und Seeweg über weite 
Strecken zu befördern, desto größer wird die 
Wahrscheinlichkeit einer Konfrontation neuen 
Typs, nämlich einer direkten Konfrontation 



amerikanischer und sowjetischer Interven-
tionsstreitkräfte. Gerade die Furcht vor dieser 
Möglichkeit könnte jede der beiden Groß-
mächte geneigt machen, als erste einzuschrei-
ten und ihre Ansprüche „abzustecken", in der 
Hoffnung, dadurch die andere vom Eingreifen 
abzuhalten. Auf das Zuerstkommen wäre also 
eine Prämie gesetzt; dies aber würde eine Spi-
rale der Interventionen bedeuten.

Bei den bisherigen Überlegungen wurde vor-
ausgesetzt, daß die Sowjetunion in der inter-
nationalen Rivalität zwischen den beiden Su-
perstaaten Stehvermögen beweist. Das gleiche 
Stehvermögen wurde für die Vereinigten 
Staaten vorausgesetzt. Eine innere Krise in 
Amerika, insbesondere ein durch die Enttäu-
schungen des Vietnamkrieges verursachter pa-
nikartiger Rückzug aus der Weltpolitik, würde 
verheerende Auswirkungen auf die Stabilität 
der Welt haben. Wahrscheinlich käme es zu 
einer Welle von Erhebungen, die ihrerseits in 
Moskau einen gefährlich sprunghaften Opti-
mismus erzeugen würden; die Sowjetunion 
würde sich möglicherweise in Aktionen stür-
zen, die sie bisher sorgfältig vermieden hat. 
Eine verspätete, extrem rechte Reaktion in den 
Vereinigten Staaten würde dann die Wirkung 
haben, eine noch unstabiler, noch chaotischer 
gewordene Welt zu polarisieren.

Das Durchhaltevermögen der Sowjetunion 
könnte auch geschwächt werden durch wach-
sende Widersprüche zwischen dem sowjeti-
schen politischen System und der sowjetischen 
Gesellschaft. Heute besitzt diese Gesellschaft 
alles, was für eine soziale Weiterentwicklung 
nötig ist, und sie rebelliert gegen viele der 
dogmatischen Einschränkungen, die ihr von 
der herrschenden Elite auferlegt werden. Die 
Kreise, die an einer schnellen wirtschaftlichen 
Entwicklung interessiert sind, rufen nach um-
fassenden Wirtschaftsreformen, andere wün-
schen mehr geistige Freiheit, wieder andere 
verlangen größere Autonomie für die nichtrus-
sische Hälfte der sowjetischen Bevölkerung. 
Die jüngsten osteuropäischen Erfahrungen ha-
ben gezeigt, daß sich sozio-ökonomische Re-
formen nicht lange auf ein bestimmtes Gebiet 

eingrenzen lassen; läßt man Wirtschaftsrefor 
men zu, so öffnet man gefährlich die Tür fü 
Reformen in anderen Sphären.

Aber die Türen überhaupt nicht zu öffnen, ha 
auch seine Gefahren. Eine Stagnation in de 
sowjetischen Wirtschaft würde sich bedenk 
lieh auf das Verhältnis zwischen der Sowjet 
union und den Vereinigten Staaten auswirken 
Nimmt man für die USA eine Wachstumsrat 
von 3 bis 5 Prozent an, so wird sich das ameri 
kanische Bruttosozialprodukt im Jahre 198; 
auf rund 1500 Milliarden Dollar belaufen; da: 
sowjetische wird selbst bei einer Wachstums 
rate von 5 Prozent nur etwa 800 Milliarde! 
betragen, und die Differenz wird somit in ab 
soluten Zahlen größer geworden sein. Sollt« 
die sowjetische Wachstumsrate zurückgehen 
so wäre der Kontrast noch auffälliger; die Fol 
gen für die sowjetische Position im Kräftever 
hältnis wären schwerwiegend.

Daß Reformen notwendig sind, bedeutet jedocl 
nicht, daß es wirklich zu Reformen kommt. An 
gesichts der politischen Realitäten in der So 
wjetunion kann man nicht völlig die Möglich 
keit ausschließen, daß das sowjetische politi 
sehe System, statt sich zu einer gemäßigterer 
Einstellung hin zu entwickeln, in die Hände 
einer dogmatischeren, chauvinistischen Füh-
rung übergeht, die sich auf ein Bündnis zwi-
schen Agitprop, einigen Partei-Apparatschiki 
und dem Militär stützt. Auch das würde eine 
polarisierende Wirkung auf die weltpoliti-
sche Szene haben.

Einen weiteren Unsicherheitsfaktor hinsichtlich 
der künftigen sowjetischen Orientierung bringt 
China ins Spiel. Ein vollständiger Bruch zwi-
schen China und der Sowjetunion — ganz zu 
schweigen von offenen Feindseligkeiten — 
könnte die Sowjetführer zwingen, sich mehr 
um Verständigung mit dem Westen zu bemü-
hen. Ein gemäßigtes China, das auf Avancen 
aus Washington positiv reagierte, könnte der 
Sowjetunion ihr Interesse an besseren Ost-
West-Beziehungen gleichfalls stärker zu Be-
wußtsein bringen. Aber außerhalb dieser bei-
den extremen Positionen tendiert China dazu, 
die Haltung des Kreml zu versteifen. Maos 



verbal militantes China übt auf Moskau Druck 
aus, seine eigene Orthodoxie durch Schaffung 
der neuen „antiimperialistischen Front" und 
durch Unterstützung Nordvietnams und Nord-
koreas zu beweisen. Ein nach-maoistisches, et-
was maßvolleres China könnte die Sowjets 
stärker verlocken, Verständigung mit Peking 
zu suchen, was wiederum die sowjetische Hal-
tung gegenüber dem Westen versteifen würde. 
Und schließlich noch eine Möglichkeit: Käme 
es in China zu innerer Zersetzung, so könnten 
die Sowjetunion und die Vereinigten Staaten 
jeweils eine der streitenden Parteien begünsti-
gen, wodurch ein weiteres Feld der Konkur-
renz zwischen ihnen geschaffen würde.

Auf einigen Gebieten kann es freilich auch zu 
wachsender Zusammenarbeit kommen. Indien 
mag, wie schon bemerkt, das eine Beispiel 
sein. Ein anderes mag die Weltraumforschung 
werden, nachdem der Mond erreicht ist. Die 
beiden Länder werden in aller Wahrscheinlich-
keit jene Verbindungen weiter ausbauen, die 
für beide unmittelbaren Nutzen bringen. Es 
wäre auch möglich, daß Europa, erbittert ge-
gen die beiden „Hegemonien" (ein Gefühl, das 
durch die amerikanische Passivität angesichts 
der Invasion in die Tschechoslowakei ver-
schärft worden ist), sich aus dem Kalten Krieg 
zurückzöge und de facto eine neutrale Zone 
würde.

All das ist jedoch meilenweit entfernt von 
wirklicher und positiver internationaler Zu-
sammenarbeit. Es ist unwahrscheinlich, daß die 
Sowjetunion bald ein Partner der Vereinigten 
Staaten bei der Schaffung internationaler Sta-
bilität werden wird. Die sowjetische Vermitt-
lung in Taschkent zwischen Indien und Paki-
stan verfolgte einen ganz spezifischen Zweck, 
da sich Moskau Sorgen wegen der chinesi-
schen Position machte. Ehe man solche Fälle 
verallgemeinert und eine grundsätzlich neue 
Einstellung der Sowjetunion zur Stabilität der 
Dritten Welt herausliest, sollte man bedenken, 
wie sie sich in jüngster Zeit im Nahen Osten 
verhalten hat.

Vorerst bleibt die sowjetische Haltung im we-
sentlichen bestimmt von taktischen Grundsät-

zen, die man so formulieren könnte: „Risiken 
klein halten, Gelegenheiten ausnutzen". Diese 
Prinzipien fanden Anwendung im Nahen 
Osten, in Vietnam und sogar beim „Pueblo“-
Zwischenfall. In jedem Fall war die Sowjet-
union bestrebt, möglichst große politische Vor-
teile herauszuschlagen, dabei aber die mög-
lichen Gefahren in Grenzen zu halten. Das so-
wjetische Interesse an der Reduzierung von 
Risiken ist an sich ein willkommenes und posi-
tives Element; aber man muß ein klares Urteil 
über den ersten Faktor der Taktik gewinnen, 
ehe man den zweiten so interpretiert, als of-
fenbare er eine weitgehende Identität der In-
teressen mit den Vereinigten Staaten.

Offene Konflikte zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion können häufiger 
werden, wenn einige Länder der Dritten Welt 
infolge sozialer Zersplitterung, herbeigeführt 
durch Fehlschläge der Wirtschaftsentwicklung 
und anhaltende Unfähigkeit der politischen 
Führung, in Anarchie versinken. Diese düstere 
Perspektive scheint sich zumindest mehreren 
Entwicklungsländern zu eröffnen. Sporadische 
Gewaltausbrüche, verbunden mit der Tatsache, 
daß auf das Zuerstkommen eine Prämie gesetzt 
ist, können eine Sogwirkung auf amerikani-
sche und sowjetische Interventionsstreitkräfte 
ausü
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ben und in den siebziger Jahren zu meh-
reren Konfrontationen führen, wie es sie bis-
her noch nicht gegeben hat. Ein „Faschoda" ) 
ist mindestens zu erwarten. Die Frage ist na-
türlich, ob ein amerikanisch-sowjetisches „Fa-
schoda" unter den Bedingungen des neuen nu-
klearen Gleichgewichts ebenso friedlich ausge-
hen wird wie das englisch-französische am 
Ende des 19. Jahrhunderts.

Das Problem ist um so dringlicher, als das nu-
kleare Gleichgewicht wahrscheinlich ein sehr 
dynamisches bleiben wird. In absehbarer Zeit 
ist mit dem Zustandekommen eines amerika-
nisch-sowjetischen Systems der Rüstungskon-
trolle oder des Rüstungs-„Einfrierens" nicht 
zu rechnen. Manchmal wird der Gedanke ge-

1) Die Konfrontation der englischen und französi-
schen Kolonialstreitkräfte im Jahre 1898, wobei 
die Franzosen schließlich klein beigaben.



äußert, die Parität werde das vielleicht erleich-
tern. Das Problem ist jedoch, wie man ange-
sichts unterschiedlicher Bedürfnisse, unter-
schiedlicher Verpflichtungen, unterschiedlicher 
Bevölkerungsstrukturen und unterschiedlicher 
historischer Perspektiven den Begriff „Parität" 
definieren soll. Man könnte sogar argumentie-
ren, ein künstlich geschaffenes Paritäts-Arran-
gement erzeuge ein falsches Gefühl berechen-
barer Sicherheit und ermuntere damit zum 
übereilten Eingehen von Risiken.

Beide Mächte werden wohl auch weiterhin der 
Überzeugung sein, daß es vom Standpunkte 
des Friedens nützlich ist, den derzeitigen Vor-
sprung gegenüber anderen nuklearen Aspiran-

ten — wie China — beizubehalten, und das 
können sie nur, wenn sie bei Fortschritten in 
ihren eigenen Waffensystemen immer gleich-
ziehen. Da eine förmliche Paritätsvereinbarung 
unwahrscheinlich ist, wird ferner die Sowjet-
union versuchen, das, was noch an strategi-
scher Überlegenheit der USA vorhanden ist, 
aus der Welt zu schaffen, und dabei wird sie 
unvermeidlich den Eindruck erwecken, selbst 
nach Überlegenheit zu streben, was immer 
auch die tatsächlichen Kalkulationen des Kreml 
sein mögen. Das wird seinen ideologischen und 
psychologischen Preis fordern und einen fried-
lichen Ausgleich widerstreitender Interessen 
erschweren.

Eine Gemeinschaft der entwickelten Länder zur Friedenssicherung

Wie läßt sich ein internationales System kon-
struieren, das geeignet ist, diese neuen Ge-
fahren zu vermindern? Das wird die zentrale 
Frage des kommenden Jahrzehnts sein. Die 
Aufstellung des neuen Ziels erfordert schöpfe-
rische Phantasie und die Fähigkeit, das Denken 
und die Energien von Völkern zu mobilisie-
ren, die wohl spüren, wohin die Strömung geht, 
aber nicht imstande sind, die notwendige Reak-
tion zu definieren. Vergangene Konflikte und 
gegenwärtiger Argwohn werden diese Auf-
gabe noch komplizierter machen, als sie ohne-
hin ist. Auch ist nicht klar, welches das spe-
zifische Ziel sein soll und wer die Führung auf 
dem Weg dahin übernehmen kann. Europa ist 
trotz der Reaktionen, welche die sowjetische 
Besetzung der Tschechoslowakei hervorgeru-
fen hat, in einer Rückzugsstimmung. Die So-
wjetunion, den USA feindlicher als zuvor ge-
sinnt und um ihre zerbröckelnde Position in 
Osteuropa besorgt, wird vielleicht Trost in 
ihrer wachsenden Militärmacht suchen. Die 
Vereinigten Staaten, in Asien frustriert, voll-
auf mit innenpolitischen Problemen beschäf-
tigt und zunehmend außerstande, den Euro-
päern irgend etwas Attraktives zu sagen, mö-
gen aus reiner Trägheit den außenpolitischen 
Grundsatz vertreten: Das gleiche wie bisher, 
nur mehr davon. Aber es sollte jetzt klar sein:

Das gleiche wie bisher, nur mehr davon — das 
genügt einfach nicht mehr.

Die notwendige Antwort müßte in dem Ver-
such bestehen, eine Gemeinschaft der entwik-
kelten Länder zu schaffen, bestehend aus den 
atlantischen Staaten, den fortgeschritteneren 
europäischen kommunistischen Staaten (ein-
schließlich der Sowjetunion) und Japan. Es 
müßte nicht — und könnte auch zunächst für 
sehr lange Zeit nicht — eine homogene Ge-
meinschaft sein wie die EWG oder die einst-
mals erhoffte „atlantische Gemeinschaft". Aber 
wenn man sich bewußt darum bemühte, einige 
gemeinsame Ziele auf den Gebieten der Ent-
wicklung, der technischen Hilfe und der Ost-
West-Sicherheitsfragen zu definieren, so könn-
te das dazu beitragen, ein Gefühl der gegen-
seitigen Verflechtung zu schaffen und die Ent-
stehung rudimentärer institutioneller Gebilde 
zu fördern (zum Beispiel durch formelle Ver-
bindungen zwischen der OECD und dem Rat 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe oder der 
NATO und dem Warschauer Pakt sowie durch 
die Schaffung eines informellen politischen 
Konsultativorgans).

Fortschritte in dieser Richtung hätten die be-
deutsame Wirkung, beizutragen zur Beendi-
gung des Bürgerkrieges zwischen den entwik-



kelten Nationen, der in den letzten hundertfünf-
zig Jahren die internationale Politik beherrscht 
hat. Die nationalistischen und ideologischen 
Streitigkeiten zwischen diesen Nationen haben 
mit den wirklichen Problemen der Menschheit 
immer weniger zu tun, aber ihre Fortdauer 
verhindert eine konstruktive Antwort auf die 

menschlichen Dilemmata, die sowohl die de-
mokratischen als auch die kommunistischen 
Staaten mehr und mehr als die Hauptprobleme 
unserer Zeit erkennen. Das Fehlen eines eini-
genden Prozesses der Verflechtung hat alte 
Streitigkeiten am Leben erhalten und die Ziele 
der Staatskunst verwischt.

Eine realistische Antwort auf die Herausforderung der Gegenwart

Eine solche Gemeinschaft zu fordern und ihre 
Schaffung als die Aufgabe des nächsten Jahr-
zehnts zu bezeichnen, ist kein Utopismus. 
Unter dem Druck der wirtschaftlichen, wissen-
schaftlichen und technischen Gegebenheiten 
bewegt sich die Menschheit stetig fort zu 
immer umfassenderer Zusammenarbeit. Trotz 
periodischer Rückschläge zeigt die ganze 
Menschheitsgeschichte eindeutig, daß der Fort-
schritt in diese Richtung geht. Die Frage ist, 
ob eine spontane Bewegung genügen wird, die 
schon genannten Gefahren abzuwehren. Und 
da die Antwort wahrscheinlich „nein" lautet, 
folgt daraus, daß Bemühungen, den Prozeß der 
internationalen Zusammenarbeit unter den 
fortgeschrittenen Nationen zu beschleunigen, 
notwendig sind und eine realistische Antwort 
auf die Herausforderung der Gegenwart dar-
stellen.

Die Bewegung zu der größeren Gemeinschaft 
hin wird zwangsläufig allmählich vor sich ge-
hen, und sie wird homogenere Verhältnisse 
innerhalb des größeren Gebildes nicht aus-
schließen. Die osteuropäischen Länder zusam-
men mit der Sowjetunion, die OECD-Länder 
und erst recht die EWG-Länder werden noch 
lange Zeit engere Verbindungen untereinander 
pflegen. Die Sowjetunion ist in konservativer 
Stimmung und wird vermutlich zunächst nicht 
positiv reagieren. Es kommt jedoch darauf an, 
eine umfassendere Struktur zu entwickeln, die 
die bisherigen Strukturen in verschiedenen re-
gionalen oder funktionalen Formen der Zusam-
menarbeit miteinander verbindet. Eine solche 
Struktur würde die grundlegende Realität der 
nuklearen Konfrontation zwischen den Ver-
einigten Staaten und der Sowjetunion nicht 

aus der Welt schaffen; sie bliebe die Achse 
des Machtgefüges der Welt. Aber eingebettet 
in das umfassendere kooperative System, 
könnten die amerikanisch-sowjetischen Kon-
flikte einen Charakter gewinnen, der eher an 
die englisch-französische Kolonialkonkurrenz 
des späten 19. Jahrhunderts erinnern würde: 
„Faschoda" hat die entstehende europäische 
Entente nicht beeinträchtigt.

Was die Sowjetunion wahrscheinlich zum An-
schluß an ein solches größeres Gefüge bewe-
gen wird, ist erstens die Anziehungskraft des 
Westens auf die Osteuropäer, denen sie folgen 
muß, um sie nicht ganz zu verlieren, und zwei-
tens ihr eigenes Bedürfnis, stärker an der tech-
nischen und wissenschaftlichen Revolution mit-
zuarbeiten. Daß die Osteuropäer sich näher 
auf Westeuropa zubewegen werden, ist sicher. 
Die jüngsten Ereignisse in der Tschechoslowa-
kei sind nur ein Vorgeschmack dessen, was 
noch kommen wird; die sowjetische Macht 
kann den Prozeß nur verlangsamen, aber 
nicht aufhalten. Es ist nur eine Frage der 
Zeit, wann einzelne kommunistische Staaten 
an die Türen der EWG und der OECD klop-
fen werden; daher könnten umfassendere Ost-
West-Arrangements selbst für Moskau ein 
Mittel zur Aufrechterhaltung wirksamer Ver-
bindungen mit den osteuropäischen Haupt-
städten werden. Und schließlich könnte auch 
die von China ausgehende Drohung den wün-
schenswerten Effekt haben, die sowjetischen 
Führer zu einer weniger doktrinären Betrach-
tungsweise zu veranlassen.

Sehr wichtig ist auch die Erwägung, daß bei 
einer umfassenden Gemeinschaft der entwik-
kelten Länder, die eine Vielfalt von Beziehun-



gen zwischen den verschiedenen Mächten und 
Unter-Gemeinschaften (wie EWG und Come-
con) einschlösse, der Anschein vermieden 
würde, es handle sich um ein zweiseitiges Ge-
schäft zwischen den Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion. Die meisten Europäer, im 
Osten wie im Westen, würden sich an einem 
solchen „Kuhhandel" stoßen und gegen ihn 
arbeiten. Zudem ist es auch unwahrscheinlich, 
daß die Sowjetunion zu einem direkten Arran-
gement mit den Vereinigten Staaten verführt 
werden könnte, solange sie sich schwächer und 
ärmer als diese fühlt. Für eine Sowjetunion 
wiederum, die gegenüber den Vereinigten 
Staaten erstarkte, hätte ein derartiges Arran-
gement weniger Verlockendes, und auch die 
Haltung der USA könnte ambivalenter werden.

Die Definition des umfassenderen Ziels hätte 
auch andere vorteilhafte Wirkungen. Es ist 
anzunehmen, daß die Sowjetunion zunächst zö-
gernd oder sogar feindselig reagieren würde. 
Ein Annäherungsversuch auf bilateraler Basis, 
wie er von vielen Kritikern der amerikani-

schen Politik befürwortet wird, könnte sich da-
her schnell als Fehlschlag erweisen, und die 
Folge wäre vermutlich eine erhöhte Spannung. 
Bemühungen um Schaffung einer größeren ko-
operativen Gemeinschaft hätten den Vorteil, 
daß sie nicht eingestellt zu werden brauchten, 
wenn Moskau zunächst noch Zurückhaltung 
übte; auch könnten sie nicht so leicht von den 
Sowjets zur Verewigung des Kalten Krieges 
ausgenutzt werden. Im Gegenteil: Für die So-
wjetunion hätte Abseitsstehen nur kostspieli-
ge Isolierung zur Folge. 1985 wird das kombi-
nierte Bruttosozialprodukt der Vereinigten 
Staaten, Westeuropas und Japans rund drei 
Billionen Dollar betragen, das heißt viermal 
soviel wie das der Sowjetunion (wenn man 
für diese eine günstige Wachstumsrate zu-
grunde legt). Nimmt man noch hinzu, daß meh-
rere osteuropäische Staaten allmählich ihre Zu-
sammenarbeit mit der EWG und der OECD 
verstärken, so wird deutlich, daß die Sowjet-
union nur mit großem Schaden für ihre eigene 
Entwicklung und Weltstellung abseits bleiben 
könnte.

Die USA als Wegbereiter

Die Initiative und der Anstoß für ein so groß-
angelegtes Unternehmen muß zu einem gro-
ßen Teil von den Vereinigten Staaten ausge-
hen. Wenn eine konstruktive amerikanische 
Initiative ausbliebe, so würde das angesichts 
der alten Spaltungen in der fortgeschrittenen 
Welt und der Schwächen und des Provinzialis-
mus der Entwicklungsländer bestenfalls bedeu-
ten, daß das gegenwärtige Treibenlassen in der 
Weltpolitik unbegrenzt weiterginge. Das Trei-
benlassen würde sicherlich nicht aufhören, 
wenn die Vereinigten Staaten den Weg ein-
schlügen, den zu empfehlen heutzutage große 
Mode ist: den Weg des Disengagements. Selbst 
angenommen, Amerika könnte das trotz des 
Gewichts und der Stoßkraft seiner Macht tun, 
so liegt dennoch etwas seltsam Altmodisches 
in der wortreichen Verurteilung der globalen 
Verflechtung der USA, besonders wenn sie von 
Europäern kommt, die sich in der erfolgreichen 

Wahrung des Weltfriedens nicht gerade her-
vorgetan haben. Außerdem können selbst die 
brillantesten, wenn auch einseitigen Anklage-
schriften gegen die amerikanische Politik, zum 
Beispiel Stanley Hoffmans Gulliver's Troub-
les (1968), nicht die Tatsache aus der Welt 
schaffen, daß die Vereinigten Staaten trotz 
ihrer angeblich so langen Liste von Fehlern 
und Fehleinschätzungen irgendwie die einzige 
Macht geworden sind, die in globalen Begrif-
fen denkt und sich aktiv um konstruktive 
weltweite Regelungen bemüht. In diesem Zu-
sammenhang ist aufschlußreich, daß Initiativen 
wie der Teststoppvertrag oder der Atomsperr-
vertrag auf den Widerstand von Regierungen 
stießen, die einige Kritiker der globalen Ver-
flechtung gewöhnlich loben. Daß die Vereinig-
ten Staaten jetzt internationale Politik in glo-
balem Maßstab betreiben müssen, ist von der 
Geschichte so entschieden worden; dies kann 



nicht rückgängig gemacht werden. Es bleibt 
nur die Frage, in welchen Formen und mit wel-
chen Zielen das geschehen soll.

Die Vereinigten Staaten — das ist eine ihrer 
wichtigen Aufgaben bei der Schaffung der 
neuen Struktur — müssen helfen, die Sowjet-
union von der Nutzlosigkeit ihrer Strategie 
des Konflikts in der internationalen Politik zu 
überzeugen. Die Sowjetführer müssen lernen, 
daß sie auf lange Sicht den Interessen der So-
wjetunion nicht dienen, wenn sie sich auf den 
Wiederaufbau einer „antiimperialistischen 
kommunistischen Gemeinschaft" konzentrieren 
(der ohnehin mit den gegenwärtigen Trends in 
Osteuropa nicht vereinbar ist) oder wenn sie 
sich weitgehend auf die Entwicklung ihrer mi-
litärischen Stärke verlassen. Das bedeutet: 
Während der Schaffung eines umfassenderen 
Systems, von dem sich die Sowjetunion nur 
zu ihrem eigenen Nachteil fernhalten könnte, 
und bis zum Abschluß eines praktikablen Ab-
kommens über Rüstungskontrolle werden die 
Vereinigten Staaten bemüht bleiben müssen, 
erstens eine, wie man es nennen könnte, 
asymmetrische Zweideutigkeit im nuklearen 
Verhältnis aufrechtzuerhalten, daß heißt einen 
qualitativen Vorsprung im Hinblick auf schuß-
bereite Waffen (wenn auch nicht mehr eine 
klar berechenbare höhere Überlebenschance), 
und zweitens neue Waffensysteme zu entwik-
keln, damit die Sowjetführer nicht in Versu-
chung geraten, auf Grund des neuen Gleich-
gewichts kalkulierte Risiken einzugehen.

Das Bemühen, die Zusammenarbeit mit der So-
wjetunion zu fördern und die Feindseligkeit 
zu verringern, verlangt ein sorgfältig nuancier-
tes Gleichgewicht zwischen freundlicher Wer-
bung und Anwendung des Grundsatzes „Wie 
du mir, so ich dir". Das letztere — dies muß 
ganz deutlich gesagt werden — ist eine not-
wendige Komponente. Sonst würde nämlich 
abweisendes Verhalten belohnt und die Stel-
lung der dogmatischeren Elemente in der So-
wjetführung gestärkt, die den Standpunkt ver-
treten, eine einseitige Politik verursache keine 
oder nur geringe Kosten. Dieses „Wie du mir, 
so ich dir" muß sehr genau dosiert werden, 

damit es erzieherisch, aber nicht eskalierend 
wirkt. Die erzieherischste Form besteht darin, 
möglichst genau die Handlungsweise nachzu-
ahmen, auf die man reagieren will, sei es eine 
willkürliche, einseitige Annullierung eines 
vereinbarten Austauschs, sei es ein Mißbrauch 
diplomatischer Privilegien. Aber selbst dann 
sollten solche notwendigen Schritte nicht im 
Geiste des Kalten Krieges unternommen wer-
den, sondern als bedauerliche Reaktionen auf 
einseitige Aktionen.

Schließlich werden hartnäckige Anstrengungen 
notwendig sein, um das Verhältnis zwischen 
den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion 
zu „entdämonisieren". Seit den fünfziger Jah-
ren sind auf beiden Seiten große Fortschritte 
gemacht worden, aber noch immer herrscht 
starkes Mißtrauen. Es wäre sowohl symbolisch 
wie praktisch von Nutzen, neben den regelmä-
ßigen Treffen mit befreundeten oder verbün-
deten Regierungen alljährlich ein zweitägiges 
informelles Diskussionstreffen zwischen dem 
amerikanischen und dem sowjetischen Regie-
rungsoberhaupt abzuhalten. Das Treffen 
brauchte nicht immer eine formelle Tagesord-
nung zu haben und sollte nicht mit einem offi-
ziellen Staatsbesuch verbunden sein. Es wäre 
vielmehr am besten, wenn es an Orten mit 
möglichst wenig Publizität und Trara statt-
fände: das eine Jahr in Alaska, das andere im 
sowjetischen Fernen Osten usw. Sein Zweck 
wäre es, den Regierungschefs der beiden be-
nachbarten führenden Nuklearmächte regel-
mäßig Gelegenheit zum Meinungsaustausch 
und zur Aufrechterhaltung des persönlichen 
Kontakts zu geben. Wenn es regelmäßig statt-
fände — auch in Zeiten, wo die beiden Mächte 
in einer wichtigen Frage verschiedener Mei-
nung sind —, würde es verhindern, daß fal-
sche Erwartungen und falsche Eindrücke ver-
allgemeinert werden (wie zum Beispiel der 
Anschein allzu großen Eifers, den Präsident 
Johnson im August 1968 erweckte), und viel-
leicht würde es allmählich ein Bewußtsein 
gegenseitiger Verpflechtung in die Welt-
politik erzeugen und ein neues, reiferes Ver-
hältnis zwischen den beiden Hauptmächten der 
Welt herbeiführen.



Politik jenseits überholter Doktrine

Wir leben in einer Zeit, da sich ein globales 
Bewußtsein herausbildet. Dieses Bewußtsein, 
noch zaghaft und unsicher, gerät unvermeid-
lich in Konflikt mit Denkweisen, die von den 
letzten hundertfünfzig Jahren voller nationa-
ler und ideologischer Auseinandersetzungen 
geprägt worden sind. Die nationale Politik der 
ersten globalen Macht muß mit dieser Tendenz 
zu einem universellen Bewußtsein in Einklang 
stehen. Sie muß die Tatsache widerspiegeln, 
daß es für die Menschheit entscheidend not-
wendig ist, Konflikte zu beenden, deren histo-
rische Wurzeln und Ziele einer anderen Ära 
angehören. Deshalb ist es Sache der Vereinig-
ten Staaten — gleichgültig, wie die Sowjet-
union zunächst reagieren mag —, über Dok-

trinen hinauszugehen, die den Stempel der bi: 
herigen Konfrontation tragen, und nach un 
fassenderen Lösungen, ehrgeizigeren Ziele 
zu streben als jenen, die die amerikanisch 
Außenpolitik in den letzten zwanzig Jahre, 
beherrscht haben. Auch auf kürzere Sicht wär 
das eine gute Taktik. Die meisten Europäe 
(und die Japaner) würden einen großangeleg 
ten Versuch zur Schaffung einer neuen Struk 
tur begrüßen, und das wäre schon für sich ge 
nommen ein Schritt vorwärts zur Bildung eine 
neuen Kerns für die internationale Politik. Au! 
lange Sicht ist es die zwingend gebotene Stra-
tegie des Friedens im Zeitalter der sich über-
schneidenden totalen Macht.



Manfred Hättich

Das Wesen der politischen Unterweisung
Es handelt sich bei diesem Beitrag um die Wiedergabe eines Vortrages, der am 
7. Oktober 1968 im Rahmen eines Informationsseminars des Instituts für Inter-
nationale Solidarität der Konrad-Adenauer-Stiftung vor Beauftragten für poli-
tische Bildung aus Lateinamerika gehalten wurde. — Mit freundlicher Genehmi-
gung des Instituts für Internationale Solidarität bringen wir den Vortrag als 
Vorabdruck aus 4/68 des Correo de estudiantes (Nr. 4/68 der Schriftenreihe des 
Instituts).

Politische Bildung — primär im Interesse des einzelnen

line im Zusammenhang mit dem politischen 
Jnterricht oft vernachläßigte Frage ist die, um 
vessentwillen eigentlich in erster Linie ein 
olcher Unterricht für notwendig gehalten 
vird. Im Vordergrund steht fast immer der Ge-
lanke, daß politische Bildung des Staates und 
ler Gesellschaft wegen notwendig sei. Diese 
Jorstellung ist nicht falsch. Vor allem wird 
nan von der Demokratie, die auf der Idee der 
igenverantwortlichen Partizipation der Bür-
(er am politischen Prozeß beruht, sagen kön-
ien, daß sie des politisch gebildeten Bürgers 
edarf. Aber die politische Unterweisung ver-
lachläßigt einen wichtigen Aspekt aller Bil-
Jung, wenn sie sich einseitig am Bedarfsprin-
tip des Staates ausrichtet. Sie läuft dann auch 
Gefahr, daß ihre Inhalte von den wechselnden 
Wünschen der jeweils Herrschenden bestimmt 
verden. Deshalb bedarf dieser Gesichtspunkt 
Üner Ergänzung durch die auf die einzelne 
Person bezogene Bildungsidee.

Alle Bildung hat den Sinn, dem Menschen die 
Nelt, in der er lebt, transparent und verstehbar 
zu machen. Zu dieser Bildungswelt wurde in 
ler Tradition vornehmlich das Wissen der Ge-
schichte und die Teilnahme an den geistigen 
Kulturgütern der Gesellschaft gerechnet. Alles 
ibrige fiel eher unter die Rubrik der Ausbil-
dung, welche Befähigungen und Fertigkeiten 
für bestimmte Berufe und Funktionen zu ver-
nitteln hatte. Solche Ausbildung baute auf 
einer allgemeinen Bildung auf, die man aber 
eigentlich auch besser als Ausbildung bezeich-
net, indem sie die wichtigsten Fertigkeiten zu 

einem Leben in der Gesellschaft wie Lesen, 
Schreiben, Rechnen zum Inhalt hatte.

Wenn wir aber Bildung als Verstehen von 
Welt begreifen wollen, dann muß sie die 
Transparenz unserer sozialen Welt einschlie-
ßen. In ihr vollzieht sich das Schicksal des 
Menschen. Deshalb gehört zur allgemeinen Bil-
dung die Kenntnis der wichtigsten Strukturen 
und Prozesse des sozialen Lebens und damit 
auch seiner politischen Seite.

Und zur allgemeinen Ausbildung im Sinne des 
Fähigwerdens, in seiner Gesellschaft zu leben, 
gehört heute eben mehr als jene genannten 
Grundfertigkeiten. Unabhängig von seiner spe-
ziellen Tätigkeit muß der Mensch, will er sich 
in dieser Gesellschaft bewähren, etwas über 
die soziologischen, ökonomischen, rechtlichen 
und politischen Zusammenhänge wissen. Es 
besteht also vom einzelnen her ein Bedürfnis 
nach solcher Bildung und Ausbildung. In der 
Praxis fallen nun die Bedürfnisse der Gesell-
schaft und der einzelnen weitgehend zusam-
men, wenn es sich um eine freiheitliche politi-
sche Ordnung handelt. Insofern kommt der 
Unterscheidung, die wir hier gemacht haben, 
kein übergroßes Gewicht zu. Dennoch ist es 
nicht gleichgültig, wie politische Unterweisung 
gegenüber ihren Adressaten begründet wird. 
Hierbei sollte eben gegenüber der landläufigen 
Formel vom Staat, der den politisch gebilde-
ten Bürger brauche, jener andere Aspekt stär-
ker betont werden, daß nämlich politische Un-
terweisung wie alle anderen Bildungsfächer 
primär im Interesse des einzelnen liegt. Politi-



sehe Bildung sollte nicht nur als Dienst am 
Staate und an der Gesellschaft aufgefaßt wer-
den.

In diesem ersten Gedankengang ist bereits 
eine weitere Unterscheidung angeklungen, die 
es zu erörtern gilt. Handelt es sich bei der poli-
tischen Unterweisung nur um intellektuelle 
Kenntnisse und Einsichten oder auch um die 
Einübung praktischer Fertigkeiten und Verhal-
tensformen? Die politische Pädagogik betont 
in den Demokratien neuerdings immer mehr 
die praktische Seite des politischen Unter-
richts. Man zweifelt an der Wirksamkeit der 
nur intellektuellen Unterweisung und sieht die 
Aufgabe vornehmlich darin, die Menschen zu 
einem der Demokratie adäquaten Verhalten zu 
erziehen. Zweifellos garantiert etwa die Kennt-
nis der politischen Institutionen oder der Ge-
setzgebungsvorgänge noch keineswegs, daß 
jemand politisch verantwortlich handelt, daß er 
kritisch, tolerant usf. ist. Auf der anderen Seite 
reichen aber soziale Tugenden für eine sinn-
volle und erfolgreiche Beteiligung am politi-
schen Prozeß nicht aus. Es besteht heute die 
Gefahr, daß Demokratie einfach mit einem gu-
ten Zusammenleben der Menschen gleichge-
setzt wird. Dies ist schon deshalb eine unzu-

reichende politische Unterweisung, weil dabe 
keine Einsicht in das spezifisch Politische ver-
mittelt wird; die eigentlich politischen Pro-
bleme werden im Gegenteil verdeckt. Wenn 
Demokratie vornehmlich als ein System mora-
lischer Normen oder gar als die Verwirkli-
chung der „gerechten Gesellschaft" schlecht-
hin verstanden wird, vermittelt die Unterwei-
sung Illusionen, aber kein Verstehen politi-
scher Vorgänge und deshalb auch keine Befä-
higung zur zielbewußten Beteiligung an ihnen.

Ähnlich verhält es sich mit dem Wertbewußt-
sein. Sicherlich muß politische Unterweisung 
auch einführen in das Wert- und Normen-
system einer Gesellschaft, und sicherlich soll 
politische Erziehung das Gefühl für soziale 
Werte wecken und pflegen. Aber wiederum 
befinden wir uns in einem Bereich, der das 
Politische übersteigt. Was immer an obersten 
Werten für das politische Handeln formuliert 
wird (Gerechtigkeit, Freiheit, Menschenwürde, 
Friede etc.), stets handelt es sich um allgemein 
menschliche Werte, deren Verbindlichkeit nicht 
nur auf den politischen Bereich bezogen wird. 
Deshalb ist auch die Aneignung von Werthal-
tungen noch nicht mit politischer Bildung 
gleichzusetzen.

Die politische Ordnung: zentraler Gegenstand der politischen Bildung

Im Zentrum der politischen Unterweisung soll-
te die Einsicht in die Besonderheiten der Poli-
tik stehen. Alle Versuche, Politik zu definie-
ren, zeigen, daß sie von anderen gesellschaft-
lichen Phänomenen nicht abgegrenzt werden 
kann ohne Hervorhebung des Merkmals der 
für die ganze Gesellschaft verbindlichen Herr-
schaft. Jene Herrschaft in der Gesellschaft, der 
alle Mitglieder unterworfen sind, können wir 
die politische Herrschaft nennen. Sie äußert 
sich vor allem in zwei Arten. Einmal als Be-
fehl, der bestimmte Handlungen oder deren 
Unterlassung vorschreibt, zum anderen als das 
Sprechen im Namen der ganzen politischen 
Einheit.

Politische Ordnung nennen wir die Ordnung 
der Gesellschaft, insofern sie von der politi-

schen Herrschaft gesetzt und gesichert wird. 
Dies gilt nicht nur für die bewußte Ordnungs-
politik, die also auf die Gestalt der gesell-
schaftlichen Ordnung direkt zielt. Alle politi-
schen Entscheidungen, und das heißt eben alle 
politischen Herrschaftsakte, wirken auf diese 
Ordnung ein, gestalten und verändern sie.
Wenn wir von Ordnungspolitik als dem per-
manenten Problem aller Politik sprechen, dann 
ist also nicht nur die einmalige Entscheidung 
für eine politische Ordnung, wie sie etwa in 
der Verfassung ihren Ausdruck findet, ge-
meint. Erstens bedarf diese verfassungsmäßige 
Grundordnung der ständigen Sicherung und 
Ausgestaltung. Die reale Ordnung der Gesell-
schaft ist etwas Lebendiges; sie entwickelt sich 
fort und verändert sich. Wenn die ursprüng-



liehe Grundentscheidung nicht im Auge behal-
ten wird, läuft man Gefahr, daß die einmal ge-
setzte Ordnung sich langfristig in eine ganz 
andere transformiert. Zweitens muß diese 
Grundstruktur ausgefüllt werden, was dauernd 
durch politisches Handeln und durch die Ge-
setzestätigkeit geschieht. Die ursprüngliche 
Grundentscheidung wird überhaupt eigentlich 
erst im ständigen politischen Handeln des All-
tags realisiert. Drittens verlangt die Interde-
pendenz aller einzelnen Sachbereiche, in denen 
die politische Herrschaft tätig wird, danach, 
daß ihre Zusammenhänge untereinander und 
ihr Zusammenhang mit der politischen Grund-
ordnung berücksichtigt werden. Deshalb bedarf 
rationales politisches Handeln in erster Linie 
der klaren Ordnungsvorstellungen. Damit wird 
die politische Ordnung zum zentralen Gegen-
stand der politischen Unterweisung.

Politisches Denken ist wesentlich Denken in 
Ordnungen. Das wird auch deutlich, wenn wir 
den Gegenstandsbereich der politischen Unter-
weisung etwas aufgliedern in die politischen 
Institutionen, die staatlichen Tätigkeitsbe-
reiche und das Verhalten der Menschen.

Die politischen Ordnungen stellen sich als Sy-
steme von Institutionen dar. Die einzelne In-
stution ist aber aus sich selbst heraus nicht 
verstehbar. Zwar kann man Institutionen wie 
Regierung, Parlament, Parteien usf. von ihren 
Zwecken her begreiflich machen. Sobald man 
aber etwa Institutionen in verschiedenen Staa-
ten vergleicht, zeigt sich, daß zu ihrem Verste-
hen die Kenntnis ihrer Funktionen in einer 
ganz bestimmten politischen Ordnung gehört. 
Gleiche Institutionen in verschiedenen Ord-
nungen wirken unterschiedlich und sind unter-
schiedlichen Wirkungen ausgesetzt. Sogar ihre 
Funktionen können unterschiedlich sein. Eben-
so deutlich wird der Ordnungsbezug der In-
stitutionen bei der Kritik. Das ist auch deshalb 
wichtig, weil der Bürger durch politische Bil-
dung ja kritikfähig werden soll. Die zunächst 
spontane und vielleicht unüberlegte Kritik soll 
durch politische Unterweisung in rationale 
Bahnen gelenkt werden. Dafür bedarf die Kri-
tik der Maßstäbe. Wenn etwa das Verhalten 

eines einzelnen Politikers kritisiert wird, kann 
die Institution, in der und für die er wirkt, zum 
Maßstab werden. Sein Verhalten wird also ge-
messen am Sinn der Institution. Wird hinge-
gen eine Institution selbst kritisiert, dann kann 
der Maßstab der Kritik nicht mehr aus ihr 
selbst kommen, sondern aus der umgreifen-
den Ordnung, von der die einzelne Institution 
ihren Sinn bekommt. Schließlich kann auch die 
Ordnung selbst der Kritik unterzogen werden. 
Die Maße dieser Kritik kommen dann aus all-
gemeinen Zielen und Wertvorstellungen, de-
nen die Ordnung dienen soll. Rationale Kritik 
bedarf also der Ordnungsvorstellungen.

Noch sinnfälliger wird die Notwendigkeit des 
Denkens in geordneten Zusammenhängen, 
wenn wir die einzelnen Sachbereiche wie So-
zialpolitik, Wirtschaftspolitik, Finanzpolitik, 
Kulturpolitik, Verteidigungspolitik etc. be-
trachten. Wenn die politischen Maßnahmen in 
diesen Bereichen punktuell, ja nach aktuellem 
Bedürfnis ohne Rücksicht auf Ordnungskon-
zeptionen getroffen werden, führt das unter 
den Bedingungen einer modernen industriellen 
Gesellschaft zur Funktions- und Leistungsun-
fähigkeit des politischen Systems.

Wir müssen uns allerdings der Grenzen be-
wußt sein, die der Sachkenntnis auf diesem 
Gebiet gesetzt sind. Was heute für die Ex-
perten und verschiedenen Sachbereiche mit 
ihren Spezialisierungen kaum mehr möglich 
ist, kann man nicht vom Bürger allgemein 
verlangen. Man wird also nur ganz grobe 
Zusammenhänge vermitteln können, die dem 
Bürger ein gewisses Koordinatensystem für 
sein politisches Urteil bieten. Wir kommen 
heute weniger denn je daran vorbei, daß 
der Großteil der Staatsbürger sich auf das 
Urteil von Experten verlassen muß. Das ge-
hört aber mit zu unseren politischen Ordnungs-
vorstellungen. Eine Demokratievorstellung, 
die so tut, als könne der Wähler etwa zu allen 
politischen Problemen ein sachgerechtes Ur-
teil haben, ist unrealistisch. Sie erweist des-
halb den Bürgern auch keinen Dienst; sie 
täuscht sie im Gegenteil über ihre wahre 
Lage.



Auf der anderen Seite aber darf man die Kom-
munikationsmöglichkeiten zwischen Experten 
und Bürgern auch nicht unterschätzen. In der 
Regel können nämlich viele der Sachurteile in 
ihren Ergebnissen allgemein verständlich be-
gründet werden, auch wenn hinter ihnen kom-
plizierte wissenschaftliche Zusammenhänge 
stehen. Insoweit wirkliche Sachargumente vor-
liegen, kann man zumindest den politisch In-
teressierten klarmachen, warum z. B. vielleicht 
eine wünschbare sozialpolitische Maßnahme 
nicht gleichzeitig mit einer ebenfalls wünsch-
baren wirtschaftspolitischen Maßnahme reali-
siert werden kann.

Damit sind wir bei einem wichtigen Problem 
der politischen Bildung. Es kann sich nämlich 
bei der Forderung nach solcher Bildung nicht 

nur darum handeln, daß der Mensch einmal im 
Laufe seiner Schulzeit auch im Fach Politik un-
terrichtet wird. Vielmehr ist politische Unter-
weisung ein permanentes Bedürfnis des Bür-
gers und damit auch eine ständige Aufgabe 
für die Gesellschaft. Nicht nur durch einmal 
vermittelte Grundeinsichten soll den Men-
schen ihre Welt transparent werden. Solche 
fundamentalen Einsichten werden durch die 
vielschichtigen Probleme des politischen All-
tags immer wieder verdunkelt. Deshalb muß 
eine permanente Unterweisungsmöglichkeit 
bestehen, welche den Menschen hilft, die aktu-
ellen Zusammenhänge besser zu verstehen und 
durch sie hindurch immer wieder auf die ent-
scheidenden Grundfragen ihrer Ordnung ver-
wiesen zu werden.

Das Mögliche und das Gewünschte unterscheiden lernen

Als dritten Gegenstandsbereich haben wir das 
politische Verhalten genannt. Es wird in der 
Regel angetrieben von Interessen und von 
Wertvorstellungen. Die partiellen Interessen 
in einer Gesellschaft sind zunächst als legitim 
anzusehen. Es ist falsch, Gruppeninteressen 
von vornherein im Gegensatz zum Gemein-
wohl zu sehen. Dieses Gemeinwohl ist nicht 
etwas, das über den realen Bedürfnissen der 
Menschen schwebt, es setzt sich aus ihnen zu-
sammen. Zwar besteht Gemeinwohl nicht aus-
schließlich im Ausgleich der partiellen Inter-
essen, aber letztere sind immer auch Bestand-
teil des Gemeinwohls. Wiederum müssen also 
die partiellen Interessen in eine Gesamtord-
nung einbezogen werden: einmal in eine mora-
lische Ordnung, welche die Interessen der an-
deren für ebenso legitim anerkannt wie die 
eigenen, zum anderen in die vorhin erwähn-
ten Sachgesetzlichkeiten der einzelnen Tätig-
keitsbereiche.

Hinsichtlich der Wertvorstellungen und Prin-
zipien, an denen sich politisches Handeln 
orientiert, muß ehrliche politische Unterwei-
sung den Glauben zerstören, daß das Be-

kenntnis zu solchen Prinzipien wie Freiheit, 
Gerechtigkeit, Friede usf. schon ausreiche, um 
politisch urteilen und handeln zu können. Die-
se Prinzipien müssen in konkrete Ordnungs-
vorstellungen umgesetzt werden. Die Gerech-
tigkeit wird nicht realisiert; was in der Politik 
bestenfalls geleistet wird, besteht darin, daß 
ein neuer Zustand gerechter ist als der vorher-
gehende. Wie abstrakt zunächst ein Prinzip 
wie das der Gerechtigkeit ist, zeigt sich schon 
darin, daß in ihm ein allgemeiner Konsens be-
steht. Es gibt niemanden, der von sich behaup-
tet, gegen Gerechtigkeit zu sein. Erst bei der 
Frage, wie denn nun ein konkreter Zustand an 
diesem Prinzip gemessen werden soll, scheiden 
sich die Geister. Und nicht selten gibt es Über-
einstimmung darin, daß ein Zustand als unge-
recht empfunden wird, was aber noch nichts 
über die Vorstellung von tatsächlich gerechte-
ren Verhältnissen aussagt. Man kann also nicht 
einfach von obersten Prinzipien deduzieren, um 
zu Orientierungen für das politische Verhalten 
zu kommen, sondern muß Ordnungsmodelle 
entwickeln, die ihre Maße nicht nur von den 
Prinzipien, sondern auch von den konkreten 



geschichtlichen Bedingungen und Möglichkei-
len gewinnen. Die Gewinnung der Fähigkeit, 
das, was ist, das Mögliche, das Gesellte und 

das Gewünschte zu unterscheiden, ist eine der 
wichtigsten Aufgaben politischer Unter-
weisung.

Herstellung eines rationalen Verhältnisses zu den politischen Problemen

Damit ist ein weiteres wichtiges Problem an-
gesprochen, das nicht selten zu Kontroversen 
führt. Aus dem bisher Gesagten kann man den 
Schluß ziehen, daß es sich bei der politischen 
Bildung primär um eine rationale Angelegen-
heit handelt, daß in erster Linie die Ratio ge-
bildet werden soll und höchstens in zweiter 
Linie die emotionalen Fähigkeiten. Die Ent-
scheidung in dieser Frage hängt natürlich vor 
allem davon ab, ob man Politik selbst primär 
als eine rationale Angelegenheit betrachtet. 
Der Blick in die politische Wirklichkeit mag zu 
der These verführen, es handle sich nur zu ge-
ringerem Teil um Ratio. Dies kann man zur 
Kenntnis nehmen und vielleicht sogar positiv 
bewerten. Man kann aber auch auf dem Stand-
punkt stehen, und zu diesem möchten wir uns 
ekennen, daß zwar die Emotionen nicht aus 

der Politik ausgeschaltet werden können und 
sollen, daß aber die Ratio, das dominierende 
Element sein sollte. Das ergibt sich auch dar-
aus, daß Politik nicht Selbstzweck, sondern im-
mer Mittel zu Zwecken ist. Die Priorität des 
Emotionalen scheint nur dort angebracht, wo 
der Mensch sich auf Selbstzwecke hinordnet, 
die ihrerseits nicht mehr ständig nach über 
ihnen liegenden, maßgebenden Zwecken be-
fragt werden müssen. Das Mittel-Zweck-Ver-
hältnis ist aber ein im Grunde rationales Ver-
hältnis, was für die Politik zutrifft. Es gibt 
keine genuin politischen letzten Werte bzw. 
braucht sie zumindest nicht zu geben. Wo sie 
produziert werden, haben wir es stets mit der 
Indienststellung des Menschen unter die Poli-
tik zu tun. Wir würden also meinen, daß es 
eine der vornehmsten Aufgaben der politi-
schen Unterweisung ist, ein rationales Ver-
hältnis des Menschen zu den politischen Pro-
blemen herzustellen. So wichtig auch in der 
Politik emotionale Antriebe sind, sie bedürfen 
auf jeden Fall des rationalen Regulativs.

Zu diesem Ergebnis kommt man gerade auch 
dann, wenn man den Bürger zur Teilnahme am 
politischen Prozeß befähigen will, wenn man 
also den praktischen Aspekt der politischen 
Unterweisung im Auge hat. Zunächst einmal 
hat der Bürger Meinungen, Neigungen und 
Wünsche an das politische System. Wenn diese 
nun in den Prozeß der politischen Willensbil-
dung eingebracht werden sollen, dann müssen 
sie in konkret bestimmbares Wollen umge-
formt werden. Wünschen kann man sich sehr 
vieles und Gegensätzliches. Man kann z. B. 
wünschen, daß alle den gleichen Lebensstan-
dard haben und daß gleichzeitig das ökonomi-
sche System Anreize zu immer größeren Lei-
stungen bietet. Wünschen kann man sich, daß 
ewiger Friede herrsche, daß aber gleichzeitig 
von allen Nationen die Interessen der eigenen 
ohne jeden Abstrich respektiert werden. Wün-
schen kann man sich, daß alle Menschen so frei 
wie möglich seien, daß aber soziale Konflikte 
möglichst eliminiert werden. Dies alles kann 
man wünschen, aber man kann es ehrlicher-
weise nicht wollen, wenn man weiß, daß die 
jeweils zusammengedachten Ziele nicht in rei-
ner Form gleichzeitig realisierbar sind. Das 
Wünschen ist von seiner Natur her unbe-
grenzt. Man kann durchaus wünschen, daß der 
Mensch fehlerfrei ist; es zu wollen, ist sinnlos, 
weil er eben nun mal nicht fehlerfrei ist. Wün-
schen kann man das Unmögliche, wollen kann 
man nur das Mögliche. Die Transformation der 
Wünsche in das politisch sinnvoll Gewollte ist 
eine der wichtigsten Aufgaben der politischen 
Unterweisung, die permanent, also nicht nur 
während einer irgendwie begrenzten Schulzeit, 
stattfinden sollte.

Ein letzter Gedanke möge sich anschließen: 
Politische Unterweisung ist nicht gleichzuset-
zen mit Indoktrination, aber auch nicht mit 
Werbung und mit dem Versuch, zu überzeu-



gen. Politische Unterweisung zielt nicht auf die 
unmittelbare politische Entscheidung; sie will 
Material für diese Entscheidung anbieten, die 
Wahl selbst aber offenlassen. Dies stimmt 
aber nur in einem relativen Sinne. Eine totale 
Offenheit der politischen Unterweisung ist 
nicht möglich. So wie keine Gesellschaft ohne 
einen Minimalkonsens in Grundfragen des Zu-
sammenlebens existieren kann, so kann sie 
auch nicht eine politische Bildung zulassen, die 
auf die Zerstörung ihrer eigenen Grundlagen 
gerichtet ist. Der für unsere Politik und damit 
auch für die politische Bildung verbindliche 
Minimalkonsens läßt sich mit dem Merkmal 
der offenen, pluralen und freiheitlichen Gesell-
schaft umschreiben. Diese zunächst wiederum 
reichlich abstrakten Merkmale müssen kon-
kretisiert werden. Man kann natürlich unter 
Freiheit z. B. sehr Verschiedenes verstehen. 
Unser Minimalkonsens besteht darin, daß wir 
das Verhältnis des Individuums zum Kollektiv 
in der Schwebe halten und nicht einseitig zu-
gunsten des einen oder anderen entscheiden.

Das entspricht christlich-demokratische 
tion. Es bedeutet u. a., daß wir eine 
ablehnen, welche die Unfreiheit der j 
benden Menschen zum Zwecke einer 
besseren oder gar vollkommenen Ges« 
der Zukunft postuliert. Man könnte al 
sagen, daß der von uns geforderte N 
konsens die Humanität ist. Humanität 
tet aber für uns die Anerkennung des 
konkreten Mitmenschen, der niemals zi 
tel für das Streben nach irgendeiner s 
Utopie degradiert werden darf. Mit die 
merkungen ist eine Spannung angede 
der jede Politik und jede politische Un 
sung steht: Politik ist Handeln in die Z 
sie muß um des Menschen willen in 
kunft denken; dennoch wird sie in 
wenn sie die Gegenwart nur als Mate 
Projektion der Zukunft betrachtet. Hie 
terscheidet sich christlich-demokratisch 
tik und mit ihr die entsprechende po 
Unterweisung von allen radikal-revol 
ren Tendenzen.



Walter Jacobsen

Gedanken zur Bundestagsdebatte 
über politische Bildung am 15. November 1968

n den meisten Diskussionen der letzten Zeit 
ber die Wirksamkeit der politischen Bildungs-

arbeit fällt auf, daß eine gewisse Ratlosigkeit 
um sich gegriffen zu haben scheint. Die immer 
wieder festgestellte Indifferenz des größten
Teils der Jugend erscheint plötzlich überwun-
den; aber das vehement zutage getretene po-
litische Engagement ist ganz anders, als man 
es sich erhofft hatte.

Immer wieder untersucht man die „Wirksam-
keit" der Bildungsbemühungen auf diesem 
Felde. Auch die einschlägige „Kommission zur 
Beratung der Bundesregierung" forderte in 
ihrer Empfehlung, „Untersuchungen über die 
Wirkung der Maßnahmen zur politischen Bil-
dung in die Wege 1 zu leiten" ). Was aber 
bisher bekannt wurde, das lief immer wieder 
nur auf Erfolgskontrollen hinaus. Der Begriff 
„Wirkung" ist offenbar doppeldeutig. Einer-
seits meint er „Bewirktes", andererseits den 
Prozeß des Wirkens. Gerade dieses Letztere 
aber ist das, was es aufzuklären gälte, wenn 

Iman methodische und didaktische Verbesse-
rungen anstrebt, wie dies ja immer wieder be-
tont wird. Es sollte jetzt nicht mehr länger um 
die Überprüfung von Endwirkungen gehen, 
sondern um Prozeß-, das heißt um Bedingungs-, 
Einfluß- und Verlaufsanalysen des politisch 
bildenden Unterrichts. Das wurde übrigens 
schon 1965 auf einer gemeinsamen Tagung von 
Pädagogen und Psychologen in der Heimvolks-
hochschule Bergneustadt in einer Resolution 
gefordert. Dort war — neben anderen Fakto-

Neue Lage — neue Probleme

ren — die Rede etwa von „Erscheinungsfor-
men und Hintergründen von Konformismus, 
Gehorsam und Widerstand", von den „Bil-
dungsfaktoren und Prozessen in Erziehungs-
feldern wie z. B. Familie, Schule, Beruf, Ju-
gendarbeit, Erwachsenenbildung und Öffent-
lichkeit" 2).

1) Sitzungsbericht über die Bundestagsdebatte vom 
15. November 1968, in: Das Parlament v. 30. Nov. 
1968, S. 6.

2) Entnommen aus Band 4 der Reihe „Politische 
Psychologie": Politische Erziehung als psycholo-
gisches Problem, Frankfurt/M. 1966, S. 184.
3) Ebenda, S. 186/187.

In der Arbeitsgruppe, die die Resolution vor-
bereitete, forderte man außerdem Untersu-
chungen über „Bedürfnis und Wille zum Enga-
gement", über „Zusammenhänge zwischen po-
litischer Einstellung und sozialem Status", über 
„den politischen Sprachgebrauch und dessen 
Auswirkungen" sowie über einiges andere. 
Vor allem interessieren heute die „Bedin-
gungsanalysen": Psychologische Untersuchun-
gen der Faktoren, die bei der Genese und Än-
derung politischer Einstellungen und Verhal-
tensformen wirksam sind; der Ursachen der 
Verfestigung von Verhaltens- und Einstel-
lungsformen, die im Kindes- und Jugendalter 
anerzogen werden; der Wechselwirkungen 
zwischen Information, Kenntnis, Einsicht und 
Verhalten; der Auswirkungen verschiedener 
Gruppenstrukturen, Maßnahmen und Kommu-
nikationsmedien; Untersuchungen zum Pro-
blem der geistigen Selbständigkeit; der Ent-
wicklung des Gehorsams vom „Triebgehor-
sam" über „Lerngehorsam" und „Gewissens-
gehorsam" zum „Ichgehorsam" und „konstruk-
tiven Ungehors

3
am" und noch verschiedene an-

dere Untersuchungsobjekte mehr ).



Seit geraumer Zeit wenden sich die Hoffnun-
gen der politischen Pädagogen den Soziolo-
gen und Politologen zu; von ihnen erwartet 
man gründlichere Aufklärungen und „Hand-
reichungen" für den Politikunterricht. Neuer-
dings entdeckt man aber auch Zweischneidig-
keifen aus dieser Richtung. Man findet sich 
mehr und mehr einem Schlachtfeld von Ideolo-
gien gegenübergestellt. Mit dem Postulat einer 
„objektiven Kritik" solchen aktuellen und 
affekterfüllten Einflüssen gegenüber sind aber 
die jungen Menschen deutlich überfordert — 
die Lehrer übrigens wohl auch. Man kann von 
den wenigsten von ihnen erwarten, daß sie 
sachverständig über Grundsatzdifferenzen wie 
etwa zwischen Adorno und Dahrendorf oder 
über die Stellungnahmen verschiedener Sozio-
logen und Politologen zu den Thesen von Her-
bert Marcuse Auskunft geben — um nur ein 
paar „aktuelle" Beispiele zu nennen, übrigens 
deutete in der Bundestagsdebatte auch ein Ab-
geordneter (Dr. Martin) auf die Komplikatio-
nen hin, die sich für ein sachliches Unterrich-
ten aus solchen ideologischen Spannungen er-
geben können. Er sagte: „Manche Politologen 
und Soziologen sind zu sehr gebannt von der 
Vorstellung neuer politischer Gesamtvorstel-
lungen, die manchmal durchaus den Charakter 
neuer sozialer Heilslehren enthalten, als daß 
sie dem nüchternen Alltagsgeschehen des Poli-
tischen ge 4nügend Rechnung tragen .. ." ).

Die eigentliche Ratlosigkeit besteht offenbar 
gegenüber dem, was „vor sich geht", wenn 
Kinder und Jugendliche Erziehung und Aufklä-
rung verschiedener Art von Eltern und Lehrern 
her erleben — verschieden in Stil und Inhalt —

und wenn nebenher zugleich Einfluf 
außerhäuslicher und außerschulischer F 
sowie des Fernsehens stattfinden. Wie 
das alles an, wie wird das verarbeite 
der Einfluß der Erziehungsverantwc 
akzeptiert (willig oder widerwillig) odi 
lehnt (nur innerlich oder auch manifest 
Angebotenes aufgespeichert (mit ode 
Verdrängungen ins Unbewußte) oder 
abgeschoben (mit oder ohne Proteste 
Wird durch das Einflußnehmen das Ic 
gerufen oder gelähmt? Das sind alles 
gisch-psychologische Fragen, denen no 
andere hinzuzufügen wären und die gel 
die politische Erziehungsproblematik v 
senschaftlicher Seite noch ganz unbean 
geblieben sind. Dabei ist das „Ankommi 
Verarbeiten bzw. das Nichtankomm« 
Nichtverarbeiten um so haltungsentsc 
der für die reifende Persönlichkeit, j 
sich die pädagogischen Einflüsse auf d 
einandersetzung mit der gesellscha 
Wirklichkeit, insbesondere auf das Ve 
„als demokratischer Staatsbürger" zu; 
wovon ja nun einmal im Politikunterri 
Rede sein muß. Man kann manche der 
Reifungszeit sich bildenden Verhaltes 
ziemlich früh erkennen: sie reichen von 
lenkbaren Unterwerfungstyp bis hin zu 
zipiell widerborstigen Protesttyp; dara 
sich dominierend entwickelt, sind nicht 
auch die Lehrer des Politikunterrichts b« 
Von ihnen erwartet man daher wohl mi 
ein besonderes Maß von psychologische] 
gefühl (durch Training zu entwickeln) u 
psychologischem Wissen.

Identifizierung mit demokratischem Prinzip

Die Frage ist: Will man die Methodik und Di-
daktik von der Wurzel her überprüfen und 
Verbesserungsmöglichkeiten ausfindig machen, 
weil das politische Ziel eine solche Aufwen-
dung rechtfertigt, oder will man sich mit der 
nicht zu bezweifelnden Wahrheit zufrieden ge-

ben: „Patentrezepte gibt es nicht!“? Der 
ordnete Huys sagte im Bundestag u. a. 
theoretische Ziel, den Bürger für eine Ic 
zierung mit den Prinzipien der freihei 
Demokratie zu gewinnen, . .. erkenne 
alle an. Den Weg zu seiner Verwirkl 
haben wir noch nicht gewonnen, und a 
tentrezepte, die wir vom hohen Kathed4) Das Parlament v. 30. November 1968, S. 12.



nin Diskussionen gehört haben, haben weitge-
thend ... versagt." Dann etwas später: „Die 
Schulen können den jungen Menschen nur ein 
seinem Alter oder seiner Reife und auch seiner 
Intelligenz gemäßes Wissen vermitteln, von 

Idem sie nur hoffen können, daß es sich in poli-

tische Bil 5dung umsetzt." )

Darin liegt viel Resignation. Natürlich soll der 
Schulentlassene sich nicht „in vorgegebenen 
Bahnen weiterentwickeln", wie Huys richtig 
betont, aber deswegen brauchte man sich auch 
nicht mit Wissensvermittlung und Instruktio-
nen zu begnügen, sondern könnte und sollte 
weiter nach Wegen forschen, um jenes „theo-
retische Ziel", die „Identifizierung", von der 
der Abg. Huys sprach, doch noch wenigstens 
annähernd erreichen zu können. Natürlich 
wird es nie „Patentrezepte" auf pädagogi-
schem Gebiet geben, aber soll man deswegen 

sauf wichtige psychologische Einsichten verzich-
ten, die helfen könnten, jene Identifizierung 
doch noch auch bei solchen Schülern auszulö-
sen, die dazu nicht „von selbst" geneigt sind? 
(Daß es sich hier nicht einseitig um eine ganz 
bestimmte Form der Demokratieverwirk-
lichung handeln kann, versteht sich am Rande). 
Allerdings sollten solche psychologischen Un-
tersuchungen wohl besser nicht die Herstel-
lung und „Verbreitung demokratischer Verhal-
tenslehren" (so in Punkt III/l 1 der Regierungs-
antwort) zum Ziele haben, denn was nach Ka-
techismus schmeckt, läßt sich schwerlich mit 
dem doch in derselben Regierungsantwort 
auch geforderten „Eigenbewußtsein" 6) verein-

Ibaren. Oder ist mit „Verhaltenslehre" nur an 

eine Liste von formalen demokratischen Spiel-
regeln und „Einsatz"möglichkeiten für den be-
reits selbstverantwor

7

tlich denkenden Staats-
bürger gedacht? Dann wäre das eigentlich 
nichts Neues; ich verweise nur auf die schon 

[seit 1963 in mehreren Auflagen erschienene 
„Politische Verhaltenslehre" von Thomas Ell-
wein ). Im Vordergrund der Untersuchungen 
sollen ja aber nun die (psychischen) Bedingun-

5) Das Parlament v. 30. November 1968, S. 4.
6) Ebenda, S. 1.
7) Stuttgart 1963.

8) Sie lauten: Die politische Biidungsarbeit „hat 
— möglichst objektive Informationen über Fakto-
ren und Funktionszusammenhänge politischer Pro-
zesse zu geben;
— das politische Problembewußtsein, die politische 
Urteilsfähigkeit und Urteilsbereitschaft auszubil-
den;
— die Erkenntnis des eigenen Standortes im Rah-
men der Gesamtgesellschaft zu fördern;
— zur Bejahung der Grundwerte der freiheitlichen 
Demokratie zu führen;
— die Fähigkeit zu politischem Handeln zu ent-
wickeln;
— das Wesen demokratischer Spielregeln bewußt 
zu machen und demokratische Verhaltensweisen 
einzuüben."

gen stehen, unter welchen „Interesse und Be-
reitschaft geweckt" (Regierungsantwort Punkt 
III/ll) werden können, und diese Absicht läßt 
auf neue wichtige Handreichungen hoffen, die 
nun von der Wissenschaft zu leisten wären.

Die in Absatz 2 des Abschnitts II der Regie-
rungsantwort aufgezählten Aufgaben der poli-
tischen Bildungsarbeit8) sind alle so formu-
liert, daß ihnen wohl niemand zu widerspre-
chen vermöchte. Nur wird man dazu sagen 
können und wohl auch müssen, daß alle diese 
Aufgaben ihr Ziel verfehlen könnten, wenn 
nicht auch ausdrücklich darauf hingewiesen 
wird, daß zur Erfüllung dieser Aufgaben auch 
das Erkennen und Bewußtmachen der Bedin-
gungen gehört, denen ein erfolgreiches Erzie-
hen und Bilden auf diesem heiklen Fachge-
biet nun einmal unterworfen ist. Gemeint sind 
wiederum jene Bedingungen und Faktoren, 
von denen oben einige aus einer Veröffent-
lichung eines pädagogisch-psychologischen 
Fachgremiums zitiert worden sind.

Von diesen Vorbedingungen verdienen jene 
eine besondere Beachtung, die man als „mitge-
brachte subjektive Komponenten" des einzel-
nen bezeichnen könnte, also Vorprägungen aus 
Früherziehung und anderen Einflüssen; denn 
von ihnen aus lassen sich manche „typischen" 
Reaktionen und Denkweisen der Jugendlichen 
und Heranwachsenden auf politische Bildungs-
bemühungen und andere Erlebnisse hin leich-
ter verstehen. Bemüht man sich jedoch ledig-
lich um das Ausrüsten der Schüler mit Infor-



mationen und „Einsichten", mit „Problembe-
wußtsein" und Kritikbereitschaft, mit der Er-
kenntnis des eigenen Standortes in der Gesell-
schaft, das Einsichtigmachen der freiheitlich-
demokratischen Grundwerte und um das Ein-
üben von politischem Handeln nach demokra-
tischen Spielregeln — dies alles gemäß der 
Aufgabenliste —, dann muß man immer 
noch damit rechnen, daß das Ganze nur ober-
flächlich bleibt, nur „angelernt" wird; Ange-
lerntes aber ist, sobald neue, andersartige Er-
fahrungen oder Suggestionen auf einen ein-
wirken, jederzeit leicht abschüttelbar. Das trifft 
viel weniger wahrscheinlich zu, wenn das Ich 
des Schülers erreicht worden ist — derart, daß 
er sich aus eigener Gewissensüberzeugung da-
zu getrieben fühlt, sich mit dem ganzen 
menschlichen und sozialen Wesensgehalt des 
demokratischen Prinzips zu identifizieren und 
gegen Verführung zu wehren. Dieser Erfolg ist 
nicht durch „Ausrüsten" und durch „Einüben" 
allein gewährleistet — ihn zu erreichen ist viel 
schwieriger als jeder andere Unterrichtseffekt 

und auch nicht zu vergleichen mit Unterrichts 
stoffen, die sich examinieren, sich abfragei 
lassen. Die Chancen dafür aber lassen sich be 
trächtlich erhöhen, wenn es der Gemeinschafts 
kundelehrer aufgrund spezieller psychologi 
scher Vorbildung versteht, auch auf die we-
sentlichsten subjektiven Komponenten de« 
politischen Denkens, Fühlens

9

, Urteilens, voi 
allem: Wertens und Handelns sachverständig 
einzugehen und die Schüler anzuleiten, sich 
unter diesen Gesichtspunkten auch selbst un-
ter die kritische Lupe zu nehmen. Die „sub-
jektiven Komponenten" pflegen im Reifungs-
alter bereits mehr oder weniger verfestigt zu 
sein — artikulierte „Vorurteile" stellen nur 
deren Objektivation dar. Man weiß ja inzwi-
schen, daß diesen im allgemeinen nicht durch 
Argumente oder durch Gegenerfahrungen 
allein beizukommen ist; erst die Aufdeckung 
ihrer Genese — durch selbstkritische Rückver-
folgung ihrer Entstehungskomponenten — lie-
fert Chancen zu ihrer Auflösung ).

Noch gezieltere Vor-Ausbildung der Politiklehrer

Hier drohen dem politischen Pädagogen offen-
sichtlich zusätzliche Ausbildungselemente. 
Man wird daher zugeben müssen, daß die hier 
skizzierte Methodenverbesserung zunächst nur 
in beschränktem Umfange durchführbar sein 
wird. Manchem Lehrer wird es nicht leicht fal-
len, innerhalb des Politikunterrichts auch noch 
angewandte Psychologie sowohl selbst zu 
praktizieren als auch — wenigstens zum Teil 
— als nützliche Allgemeinerkenntnis weiter-
zuvermitteln. Aber gegenüber einem Nichts 
wäre schon das Wenige ein Mehr — vielleicht 
gerade genug, um eine Wende zum Besseren 
in der Methodenfrage und der Ausbildung ein-
zuleiten. Demgegenüber würde dann das 
„test"bare Quantum an Wissensstoff an die 
zweite Rangstelle der „Wichtigkeiten" gerückt. 

Ob das Diskutieren in der Klasse über aktuelle 
hochpolitische und umstrittene Probleme (Bei-
spiel: Vietnam) geeignet ist, abgewogen-kriti-
sches Urteilen zu üben, ist fraglich, gewiß aber 

dürfte eine psychologisch-sachverständige An-
leitung zu selbstkritischem Denken von hohem 
politischen Bildungswert sein. Mit Fremdkritik 
ist ohnehin jeder rasch bei der Hand, einerlei 
ob er etwas von der „Sache" versteht oder 
nicht, aber zur selbstkritischen Reflektion be-
darf es immer erst eines kräftigen Anstoßes 
von außen — und man muß es erst lernen. Man 
lernt, von wie vielen inneren und äußeren, 
manchmal Zufallsbedingungen das eigene Den-
ken, Fühlen und Werten abhängig ist, und es 
entsteht dann das, was man ein „gesundes 
Mißtrauen gegenüber sich selbst" nennen 
kann. Damit aber wird der Weg zum eigenen 
Ich, zum eigenen Gewissen freigelegt — man 
kämpft sich frei von mehr oder weniger "ille-
gitimen" Fremdeinflüssen, darunter auch frag-
würdigen „Dressaten", und sucht nach dem 

9) Mehr hierüber in Band 3 der Schriftenreihe „Poli-
tische Psychologie": Vorurteile, ihre Erforschung 
und ihre Bekämpfung, Frankfurt/M. 1964.



„Eigenen", dem „selbst" zu Verantwortenden. 
Erst dann hat man das Recht, von „Selbstver-
antwortung" zu sprechen. Der Politikunterricht 
dürfte der geeignetste Ort sein, um zu dieser 
Persönlichkeitsreifung hinzuführen. Nötig ist 
freilich, daß die zuständigen Lehrer sich mit 
den wichtigsten Erkenntnissen der Einstel-
lungs- und Motivationspsychologie im Bereich 
der politischen und der Jugendpsychologie ver-
traut machen.

In der Bundestagsdebatte klangen die hierhin 
gehörigen Sonderprobleme nur ganz verein-
zelt, nur indirekt und zaghaft an. Ein wenig 
beim Abgeordneten Martin, wenn er sich über 
die „Politik als Leistung" verbreitete, bei der 
Abgeordneten Frau Heuser, wenn sie auf die 
Einflüsse aus dem Elternhaus verwies, beim 
Abgeordneten Rastert, der die „Unmündigkeit 
aus Bequemlichkeit, sich auch selbst in Frage 
zu stellen", anprangerte, schon etwas direkter 
beim Abgeordneten Matthöter, wenn er „eine 
Analyse des Selbst- und Wirklichkeitsver-
ständnisses und der Verarbeitung eigener Er-
lebnisse" für wünschenswert hielt, aber auch 
bei Bundesinnenminister Benda, wenn er for-
derte, man müsse beim Ni.chterreichen der Bil-
dungsziel

10 11
e „natürlich nach den Ursachen tra-

gen“ 0), und wenn es in Punkt  im Ab-
schnitt III der Regierungsantwort (vorletzter 
Absatz) heißt: „In welcher Form in Zukunft das 
Interesse, sich politisch zu bilden, und die Be-
reitschatt, die demokratische Grundordnung 
unseres Staates zu bejahen, noch wirksamer 
geweckt werden können, wird vom Ergebnis 
sozialwissenschaftlicher Untersuchungen ab-

hängen, welche die Bundeszentrale angeregt 
oder in Auftrag gegeben hat." 11)

Dieses wurde zwar im Hinblick auf Erwach-
sene gesagt, gilt aber genau so für Schüler. 
Erst wenn der einzelne sich nicht nur zur De-
mokratie als Staatsform verbal bekennt, brav 
Spielregeln befolgt (oder seinem geistigen 
Ehrgeiz dadurch Genüge tun möchte, daß er 
versucht, sie intellektuell-ideologisch zu über-
trumpfen), sondern sich mit einer demokrati-
schen Lebensform aus überzeugter Grundein-
stellung heraus, weil es ihm aus menschlich-
sozialen Motiven etwas Persönlich-Selbstver-
ständliches geworden ist, identifiziert, kann 
von „Demokratiebewußtsein" — und dies mög-
licherweise als Erfolg einer politischen Erzie-
hungsbemühung — gesprochen werden, wäh-
rend die intellektuelle Ausrüstung und die 
periphere Einübung (s. o.!) demgegenüber nur 
die (allerdings auch sehr wichtige) Rolle eines 
notwendigen „Zubehörs", eines Instrumenta-
riums spielen. Nur und immer wieder auf hän-
gengebliebenes Wissen über Institutionelles, 
Sozialstrukturelles und Zeitgeschichtliches hin 
eine „Erfolgskontrolle" der politischen Bil-
dungsarbeit stützen zu wollen, enthält immer 
das Risiko gewagter Schlußfolgerungen.

Den wichtigen Punkt „Identifikation" berüh-
ren die Empfehlungen der Kommission zur 
Beratung der Bundesregierung in Fragen der 
politischen Bildung (s. o.) in Zf. 1 d, wo es 
heißt: . . bewußte Identifizierung mit den
Prinzipien der freiheitlichen Demokrat

12

ie und 
Entwicklung der Fähigkeit zu entsprechendem 
politischen Handeln ..." ).

Emotionales — „Nationales" — Rationales

Mit dem Worte „Identifikation" kommt auch 
das Emotionale zu seinem Recht, es schließt 
auch das „Nationale" mit neuem Bedeutungs-
gehalt mit ein; das nationale Selbstbewußtsein, 
auf das zu verzichten ja von niemandem gefor-
dert wird (wie von einigen behauptet), gilt nun 
dem freiheitlichen Rechtsprinzip des eigenen 

souveränen Volkes; die Würde des Menschen 
(Art. 1 GG) konstituiert dann auch automa-
tisch die Würde des Volkes, der Nation, ohne 
zu einem Ethnozentrismus ausarten zu kön-
nen. In dieser Beziehung könnte man sich das 
Nationalgefühl der Amerikaner zum Vorbild

11) Hervorhebung durch Kursivsatz vom Verfasser.
12) Das Parlament v. 30. November 1968, S. 6 10) Das Parlament v. 30. November 1968, S. 5.



nehmen. Worauf sind denn die Amerikaner so 
stolz, wenn sie, obwohl aus zahllosen „Natio-
nen" herstammend, sich so betont als freie Mit-
bürger der Vereinigten Staaten von Amerika 
bezeichnen, so selbstbewußt ihre Fahne zei-
gen, auf die Liberty-Statue im New Yorker 
Hafen und auf ihre verbürgten demokratischen 
Bürgerrechte so emphatisch hinweisen? Offen-
bar soll ein jeder verstehen, Freiheitsbewußt-
sein und Menschenwürde, zum höchsten Staats-
und Gesellschaftsprinzip erhoben, das sei das 
spezifisch „Amerikanische", darin zeige sich 
ihr „Nationalcharakter".

Erst mit dem Begriff „Identifikation" klingt 
auch der Kern der Persönlichkeit an, das Ich, 
das ja schließlich das entscheidende Wort bei 
allem politischen Mitdenken, Urteilen, Tun und 
Mitverantworten mitzusprechen hat. Von der 
Problematik, wie dieses Ich pädagogisch-psy-
chologisch erreicht und zu selbstverantwort-
licher, „eigenbewußter" (s. o.) Aktivität „er-
weckt" und zu Selbstentfaltung gebracht wer-
den kann, von dem erfolgversprechenden di-
daktischen Weg zu dieser bewußten „Identi-
fizierung mit dem Prinzip der freiheitlichen 
Demokratie" (s. o.) ist in allen bisherigen Dis-

kussionen noch kaum die Rede gewesen, ob-
wohl dies doch das Kernproblem katexochen 
der gesamten politischen Pädagogik ist. Viel-
leicht liegt das daran, daß es ein sehr schwieri-
ges Problem ist, zu welchem ein Fach zu Rate 
gezogen werden müßte, vor dem sich mancher 
noch grault, weil Psychologie für ihn etwas 
Indiskretes an sich hat. Psychologie befaßt sich 
ja mit Motivationen, mit Selbstbeanspruchun-
gen des Gewissens, mit Willensfaktoren, mit 
Trieben, Frustrationen und Verdrängungen, 
auch mit (horribile dictu) „ Charakter"entwick-
lungen, wobei dann Komplexe wie Selbstzu-
versicht bzw. Mutlosigkeit, Antriebsschwäche, 
Gehemmtheiten, Ängste, Überkompensationen, 
Aggressivitäten, Insuffizienzen, Anfälligkeiten, 
mitunter auch Labilitäten und Neurosen zur 
Sprache kommen könnten, wenn auch — für 
unsere Zwecke — immer nur typologisch; sie 
befaßt sich eben mit dem Insgesamt der ent-
wicklungsrelevanten Faktoren, um die Entste-
hung von persönlichen Grundeinstellungen 
und die inneren und äußeren Bedingungen der 
eigentlichen Persönlichkeitsreifung zureichend 
aufhellen zu können.

Ohne wissenschaftliche Diagnose keine zuverlässige Therapie

Wenn man ausdrücklich und mit Recht Ursa-
chenforschung fordert, wie Bundesminister 
Benda das tat, dann kann man nicht an der 
Vornahme von wissenschaftlichen Diagnosen 
vorbeigehen. Wer Ursachenforschung auf dem 
Gebiet der politischen Pädagogik bzw. ihrer 
partiellen Mißerfolge fordert, der kommt um 
Motivationsforschung nicht herum. Gewiß, sol-
che Motivationsanalysen sind methodisch nicht 
einfach, aber die moderne Psychologie verfügt 
heute über bewährte Methoden, übrigens wür-
den die Ergebnisse — als Nebenertrag — 
wahrscheinlich auch mit dazu beitragen, innere 
und äußere Ursachen für die allgemeine, pro-
testgeneigte Unruhe unter den Heranwachsen-
den aufzuhellen.

Wenn von notwendigen „Handreichungen" die 
Rede ist (Kapitel III, Ziffer 7 der Regierungs-

antwort), wo es heißt, diese „sollten es jedem 
Lehrer ermöglichen, seinen Schülern den Zu-
gang zu politischen Problemen zu vermitteln", 
so sollte man die allerwichtigste Handreichung 
nicht vergessen — die nämlich, die dem Schü-
ler hilft, sich von eigenen Vorgeformthei-
ten, Befangenheiten, Abhängigkeiten, Anstek-
kungsverführungen in selbstkritischer Reflek-
tion möglichst frei zu machen, bevor er sich für 
befugt hält, endgültige, konsequenzenreiche 
Urteile über Außendinge und andere Menschen 
zu fällen. Sachverständige Erziehung zu Selbst-
kritik und zu einem Höchstmaß von Objektivi-
tät sollte, weil integrierender Bestandteil je-
der politischen Bildungsarbeit, die nicht Propa-
ganda sein will, nicht länger vernachlässigt 
werden.
Die Diskussion um die politische Bildungsar-
beit konzentriert sich jetzt mehr und mehr in



Richtung auf die schwierige Problematik des 
Didaktischen und Methodischen. Mit dem „Try-
and-error-System", fußend auf praktischen Er-
fahrungen und guten Einfällen, kam man all-
mählich ein Stück weiter, aber — wie man 
sieht (Abg. Huys: „Alle Patentrezepte haben 
weitgehend versagt") — längst nicht weit ge-
nug. Jetzt aber müßte endlich die hauptzustän-
dige Hilfswissenschaft der politischen Pädago-
gik, die Psychologie, ihren Beitrag zum Erfolg 
leisten. Sie könnte den Lehrern wertvolle 
Handreichungen anbieten. Diese könnten sich 
überdies an den notwendigen Spezialunter-
suchungen forschend beteiligen, was für sie 
selbst schon eine fühlbare Praxishilfe bedeu-
ten könnte.

Aus zuverlässigen politischen Diagnosen las-
sen sich überall und stets praktisch-wertvolle 
Folgerungen ziehen, sei es auf dem Gebiet de

13

r 
Werbung, der Therapie oder auch der Pädago-
gik ). Anfang der zwanziger Jahre, zu einer 

Zeit, als „Gemeinschaftspädagogik" aktuell 
war, konnte psychologische Diagnostik aufzei-
gen, welche Rolle Minderwertigkeitsgefühle 
und mangelnde „Wirgefühle" bei der Einord-
nung in die Gesellschaft spielten, und der 
Adlerschüler Fritz Künkel verstand es, aus 
diesen Einsichten praktisch-pädagogische 
Schlußfolgerungen zu ziehen, die weithin be-
achtet worden sind und sogar im Ausland Ver-
breitung fanden. Manche Einsicht aus jener 
Zeit ließe sich — mutatis mutandis — auch für 
unsere heutige Problematik noch verwer-
ten14). Wir hätten allerdings heute dazu einige 
tieferlotende Fall-Untersuchungen, also jene 
auf die Einstellungsursprünge, Motivations-
strukturen und Außeneinflüsse zielenden, von 
denen oben die Rede war, jenen älteren Er-
kenntnissen hinzuzufügen, abgesehen davon, 
daß das „Gemeinschafts"-Ideal inzwischen eine 
recht zwiespältige Bedeutung erfahren hat.

13) Hierzu die folgenden Veröffentlichungen des 
Verfassers: Zur Diskussion um die politische Bil-
dungsarbeit. Die Rolle der Einstellungs- und Mo-
tivations-Psychologie, Schriften der Bundeszentrale 
für politische Bildung, Bonn 1968; Politische Bil-
dung — Kunde oder Methode, in: Gesellschaft — 
Staat — Erziehung Nr. 5/1966; Von der Bedeutung 
psychologischer Erkenntnisse für Politik und poli-
tische Bildung, in: Schule und Psychologie Nr. 2/ 
1965; Ein Lede in den Bemühungen um politische 
Bildung, in: Die deutsche Schule Nr. 12/1962; Hat 
die politische Bildungsarbeit versagt?, in: Vor-
gänge Nr. 7/1967; Vom Widerstand der Seele, 
in: Geist und Tat, Nr. 3/1961.

14) Hierauf verwies noch kürzlich Wolfgang Metz-
ger, Münster, in einer Sendereihe des Deutschland-
funks über Psychologie und Pädagogik.

Es kommt also nun wesentlich mit darauf an, 
die Fachpsychologie für gezielte Diagnosen 
heranzuziehen, vor allem solche Fachvertreter, 
die sich bereits eingehender mit der Politischen 
Psychologie in Verbindung mit der Pädagogi-
schen Psychologie, der Motivationsforschung 
und der Sozialpsychologie befaßt haben.
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